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Der Reichsorganisationsleiter 
München, den 30. September 1943. 


Von jeher war der Gruß der Parteigenossenschaft untereinander das äußere 
Dokument der Zusammengehörigkeit. In der Kampfzeit war jeder Parteigenosse 
glücklich, wenn er einen Parteigenossen, der als äußere Erkennung .das Parteiab- 
zeichen trug, grüßen konnte. 


. Mit dem Fortschreiten der Aufbauarbeit der Nationalsozialistischen Bewegung 
in Staat und Volk ist vielfach die Meinung vertreten, daß dieser Gruß — da das 
Volk ja sowieso nationalsozialistisch sei — unter Parteigenossen in Wegfall kommen 
könne. 


Die Partei ist eine verschworene Gemeinschaft, die sich die Führung des Volkes 
zur Aufgabe gestellt hat. Gerade, um diese Gemeinschaft besonders jetzt in den 
schweren Zeiten und auch in der Zukunft nach außen hin unter Beweis zu stellen, 
ist es Pflicht eines jeden Parteigenossen, Männer und Frauen, die das Parteiabzeichen 
tragen, unbedingt zu grüßen. Selbstverständlich ist es, daß die Träger des braunen 
Ehrenkleides in erster Linie beachtet werden. | - 


‚ Ich bitte Sie, darauf hinzuwirken, daß auch die Jugend vor allen Dingen immer 
wieder ihre Verbundenheit mit der Nationalsozialistischen Bewegung und ihre na- 
tionalsozialistische Haltung durch Grüßen der Parteigenossen insbesondere der 
Uniformträger zum Ausdruck bringt. 


Selbstverständlich ist es, daß der Politische Leiter und Gliederungsangehörige 
bei allen Gelegenheiten durch Tragen der Uniform seine innere Gesinnung äüßerlich 
kennzeichnet. Hierzu gehört auch das "Tragen des Parteiabzeichens an Zivilkleidern. 


Seitdem die Nationalsozialistische Bewegung das Deutsche Volk führen konnte, 
sind ihre Leistungen derartig immens, daß keine Macht der Welt sie erreichen kann. 
Wir haben daher keinerlei Ursache, auch nur im entferntesten durch .eine gewisse 
Leisetreterei auf unsere äußere Haltung zu verzichten. Mehr denn je haben wir 
dem Volk gegenüber die Pflicht, uns als Garanten des Sieges, der Zuversicht, des 
Glaubens und der Gemeinschaft zu zeigen. 


Dr. R. Ley 
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Betrifft: Vertrauliche Informationen 


? Nachstehend erhalten Sie Auszüge aus den „Vertraulichen Informationen der 
h Partei-Kanzlei“ zur Kenntnis. Die Informationen sind nur für die interne Partei- 
arbeit bestimmt. Jede Weitergabe ist verboten! 


Kobusch 


ı. Kitschbekämpfung 30/43/372 


Herstellung und Verkauf kitschiger Verkaufsgegenstände und sogenannter 
kunsthandwerklicher Erzeugnisse geben immer wieder Anlaß zu Beanstan- 
dungen und erregen den Unwillen der Bevölkerung. Neuerdings haben manche 
Firmen Waren in den Handel gebracht, die sie vor dem Kriege als ungeeignet 
' vom Verkauf zurückgestellt hatten. 
u Nachstehend werden einige Möglichkeiten aufgezeigt, minderwertige und kit- 
j schige Erzeugnisse, die sich mit der Darstellung des Führers, nationaler Symbole 
Ye usw.. befassen, aus dem Handel zu ziehen: 


1. Soweit es sich um die Darstellung von Hoheitszeichen, Uniformen sowie 


zum Schutz der nationalen Symbole der Polizeipräsident des Gebietes, in 
dem sich die Herstellerfirma befindet, auf Antrag einer Dienststelle ein- 
schreiten. 


De Zuständig für die Genehmigung zur Herstellung von bildlichen und plasti- 
/ schen Darstellungen des Führers ist das von der Partei-Kanzlei beauftragte 
j Amt für Bildende Kunst'in der Dienststelle Rosenberg. 


A 2. Soweit es sich um ausgesprochen minderwertiges Kunstgut handelt, können 
, die Landesleiter der Reichskammer der bildenden Künste gemäß den An- 
Kg ordnungen des Präsidenten der RdbK. ein. Probestück einziehen und an den 
w Prüfungsausschuß zur Begutachtung minderwertiger Kunsterzeugnisse ein- 
N senden. Der Prüfungsausschuß hat, vielfach auf Anregung der Partei, in 
letzter Zeit in diesen Fragen energisch durchgegriffen und zahlreiche Ver- 
bote oder Beschlagnahmen ausgesprochen. 


5 2. Fernsprechdienst nach Luftangriffen 30/43/373 
Der_Reichspostminister hat an die Obersten Reichsbehörden das nachstehende 
'£ Schreiben gerichtet, das zur Kenntnisnahme mitgeteilt wird: 


„Nach den letzten heftigen Luftangriffen hat, besonders, in den betroflenen 
Bezirken, die Inanspruchnahme des Fernsprechers einen derartigen Umfang 
f . angenommen, daß nahezu jede Sprechmöglichkeit unterbunden wurde, weil 
4 die Verbindungswege für den Fernsprechverkehr restlos verstopft waren. Es 
ist unbedingt erforderlich, daß hierin Wandel geschaffen wird, weil gerade 
während und nach einem Luftangriff der Fernsprecher uneingeschränkt der 
Wehrmacht, dem Luftschutz und den Dienststellen für die Schadensbekämpfung, 
die Unterbringung und Versorgung der betroffenen Bevölkerung usw., also für 
wichtigste Belange der Allgemeinheit, zur Verfügung stehen muß. Von einer 
ui, allgemeinen Sperre des Fernsprechvermittlungsdienstes, soweit es. sich nicht 
p . um Vermittlung luftschutzwichtiger Gespräche handelt, möchte ich vorerst 
} absehen, um auch für anderweitige dringlichste Fälle Sprechmößlichkeiten 
offenzuhalten. Es muß jedoch unbedingt erreicht werden, daß während eines 
Alarms und angemessene Zeit nach der Entwarnung (u. U. einige Tage) jeder 
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von Aussprüchen des Führers usw. handelt, kann auf Grund des Gesetzes . 


private Anruf unterbleibt. Ich habe zu diesem Zwecke zunächst versucht, 
durch propagandistische Maßnahmen das Publikum aufzuklären und damit 
eine Besserung im Fernsprechdienst nach Luftangriffen zugunsten luftschutz- 
wichtiger nen zu erzielen. Der Erfolg muß abgewartet werden. 

Ich wäre dankbar, wenn Sie meine Bestrebungen unterstützen und Ihre Dienst- 
stellen anweisen würden, während eines Luftangriffes und einige Zeit nachbar 
Dienstgespräche nur in dem unbedingt notwendigen Umfang und in kürzester 
Fassung zu führen. Ebenso wertvoll wäre es mir, wenn Sie ferner Ihre Gefolg- 
schaftsmitglieder unter Hinweis auf die Wichtigkeit ungestörter Nachrichten- 
übermittlung für die Reichsverteidigung und den Luftschutz veranlassen würden, 
private Gespräche am Fernsprecher während eines Alarms und danach unbe- 
dingt zu unterlassen und darüber hinaus in diesem Sinne bei jeder sich bieten- 
ent aufklärend zu wirken. Ich bitte Sie um Ihre verständnisvolle 

ithilfe.“ 


3. Richtlinien für die Erteilung von Neubauernscheinen an Kriegsteil- 


nehmer 30/43/375 b 


In Ergänzung der Anordnung des Reichsnährstandes über den Ausbildungs- 
gang und fachlichen Befähigungsnachweis für Neubauern vom 2. 7. 1942 sind 
jetzt im Einvernehmen mit dem Oberkommando der Wehrmacht neue Bestim- 
mungen hinsichtlich der Kriegsteilnehmer festgelegt worden. Danach gelten 
als Kriegsteilnehmer alle Teilnehmer des jetzigen Krieges und des Weltkrieges 
sowie die Teilnehmer an Spanien- und Freikorpskämpfen. Kriegsteilnehmer, 
die früher als selbständige Landwirte, mithelfende Familienangehörige, Land- 
arbeiter usw. genügend lange in der Landwirtschaft tätig waren, erhalten ohne 
weitere Ausbildung den Neubauernschein, sofern die Ausleseunterlagen und 
insbesondere das Gutachten des Kreisbauernführers keine Bedenken gegen die 
fachliche Eignung ergeben. Für die berufliche Fortbildung dieser Bewerber 
soll, soweit das im Einzelfall notwendig ist, nach der Ansetzung durch den 
Einsatz von Wirtschaftsberatern ünd durch Lehrgänge Sorge getragen werden. 
Falls die fachliche Eignung eines Bewerbers auf Grund der Ausleseunterlagen 
zweifelhaft erscheint, hat sich der Bewerber einer formlosen Überprüfung 
seiner praktischen Fertigkeiten und wissensmäßigen Grundlagen zu unter- 
ziehen. Alle anderen Bewerber sollen sich in ihrem eigenen Interesse einer 
ein- bis zweijährigen praktischen landwirtschaftlichen Ausbildung in einem 
gutgeleiteten landwirtschaftlichen Betrieb unterziehen, der der Zuleitung durch 
die Kreisbauernschaft bedarf. Als Abschluß der Ausbildungszeit haben sie die 
Landwirtschaftsprüfung abzulegen. Bei Bewerbern, die älter als 25 Jahre sind, 
kann auf die Landwirtschaftsprüfung verzichtet werden, wenn es die Auskunft 
des Lehrherrn zuläßt. Die Dauer der praktischen Ausbildungszeit soll sich nach 
dem Lebensalter und nach der Dauer des Wehrdienstes richten. In jedem Fall 
muß sich die Ausbildungszeit auf mindestens ein zusammenhängendes Jahr 
erstrecken. Vor Beginn der Ausbildung werden diese Bewerber in einem etwa 
achttägigen Lehrgang in die Aufgaben des Bauernberufes eingeführt. Nach 
Abschlul3 der praktischen Ausbildung findet ein etwa sechswöchiger Lehrgang 
statt, um die Teilnehmer auf ihre besondere Aufgabe als Neubauer und auf 
den Aufbau eines Hofes auszurichten. 


. Elterngabe 30/43/378 


Bislang erhielten nach dem Erlaß des OKW. vom 26. 9. 1942 über Änderungen 
auf dem Gebiet der Beschädigtenfürsorge und -versorgung und der Hinter- 
bliebenenversorgung der Wehrmachtfürsorge- und -versorgungsgesetze — ab- 
gedruckt in den Wehrmachtfürsorge- und -versorgungsbestimmungen Blatt 18 
vom 28. 9. 1942 — eine Elterngabe nur die Eltern Gefallener oder von Wehr- 
machtangehörigen, die an den Folgen einer Beschädigung bei besonderem Ein- 
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satz oder einer Wehrdienstbeschädigung verstarben. Nunmehr hat das OKW. 
am 27. 3. 1943 in die Bestimmungen über die Elterngabe eine Ergänzung auf- 
genommen: sie wird auch gewährt, wenn der Tod die Folge einer Notdienst- 
oder Luftschutzdienstbeschädigung oder eines Personenschadens ist, und zwar 
auch dann, wenn der oder die Verstorbene das 17. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hatte. 
Von der Partei-Kanzlei wurde diese Regelung vor allem zugunsten der Eltern ' 
von Volksgenossen, die bei Fliegerangriffen beschädigt wurden, für erforderlich 
gehalten. Deshalb wurde auch von der Bestimmung einer Altersgrenze des bei 
Fliegerangriffen Gefallenen abgesehen, um stimmungsmäßige Schwierigkeiten 
durch eine ungleiche Behandlung zu verhindern. 

Anträge auf Gewährung der Elterngabe sind bei dem zuständigen Versorgungs- 
amt zu stellen. Sie können in entsprechender Anwendung des Runderlasses 
des Reichsministers des Innern über vorläufige Maßnahmen bei Eintritt einer 
Personenbeschädigung vom 8. 4. 1940 (MBliV. Spalte 739) auch bei der Gemein- 
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debehörde eingereicht werden. Die bezugsberechtigten Eltern sind in geeigneten ‘ 
Fällen auf diese Möglichkeit hinzuweisen. 
5. Familienunterhalt — hier: Kriegshilfseinsatz von Schülern der 


höheren und mittleren Schulen in der Luftwaffe und bei der Kriegs- 
marine 30/43/382 
Über die Fortzahlung des Familienunterhalts an Schüler der höheren und mitt- 
leren Schulen, die zum Kriegshilfseinsatz in der Luftwaffe und bei der Kriegs- 
marine herangezogen sind, waren Zweifel aufgetreten. Der Reichsminister des 
Innern und der Reichsfinanzminister haben deshalb einen nicht veröffentlichten 
/ Runderlaß vom 20. 5. 1943 Vf 320/43 — 7900.— herausgegeben. Danach wird, 
soweit die zum Kriegshilfseinsatz Herangezogenen als Angehörige eines Ein- 
berufenen oder ihm Gleichstehenden, z.B. auf Grund der Einberufung des 
* Vaters zum Wehrdienst, Familienunterhalt erhalten oder erhalten können, 


folgendes angeordnet: 
ı. Familienunterhalt ist auch während dieses Kriegshilfseinsatzes zu gewähren. 


2. War der Luftwaffen- oder Marinehelfer bis zum Beginn des Kriegshilfsein- 
satzes Heimschüler und sind die Kosten vom Familienunterhalt getragen 
worden, so ist er so zu behandeln, als ob er im Haushalt der Eltern lebte. 


3. Soweit auf Grund des Runderlasses vom 3. 3. 1943 der Familienunterhalt 
eingestellt worden ist, ist er vom Tage der Einstellung des Familienunter- 
halts ab wieder zu gewähren. ' 


' 6. Versorgung der Bevölkerung mit Gasmasken 35/43/437 
Der Reichsminister der Luftfahrt und Oberbefehlshaber der Luftwaffe hat 
nachstehende Weisung erlassen: | 
„Der Reichsminister der Luftfahrt 
und Oberbefehlshaber der Luftwaffe 
Az. 8360 Nr. 579/43 g (I. In ı3/2 I Ba) \ s 
Berlin-Charlottenburg, den 26. Juni 1943 
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Betrifft: Versorgung der Bevölkerung mit Gasmasken. 

Im Interesse einer gleichmäßigen Versorgung der deutschen Bevölkerung 
mit Gasmasken ist bei deren Vertrieb darauf zu achten, daß jeder Volks- 
genosse grundsätzlich nur eine Gasmaske besitzt. Da, wo durch Dienst- 
stellen und Betriebe Gasmasken für die Gefolgschaftsmitglieder im Rahmen 
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des Werkluftschutzes oder Erweiterten Selbstschutzes beschafft worden 
sind oder werden, ist dafür Sorge zu tragen, daß diese Gasmasken den 
Gefolgschaftsmitgliedern auch für ihren persönlichen Gebrauch außerhalb 
der Dienststellen und Betriebe zur Verfügung stehen. Desgleichen sind 
umgekehrt die Gefolgschaftsmitglieder anzuhalten, selbst erworbene Volk s- 
gasmasken nicht nur zu Hause, sondern auch in ihren Dienststellen und 
Betrieben zu benutzen. Etwa hierdurch in den Dienststellen und Betrieben 
frei werdendes Gerät ist für Gefolgschaftsmitglieder, die bisher noch keine 
Gasmaske besitzen, zu verwenden. 


Im Auftrag 
gez. Knipfer“ 


7. Richterbriefe — Entziehung des Sorgerechtes 35/43/439 


Ein deutsches‘ Gericht hat, wie die „Richterbriefe“ mitteilen, auf Grund des 
nachstehenden Sachverhaltes Eltern das Sorgerecht über ihre beiden Kinder 
entzogen mit der Begründung, sie seien zur Erziehung der Kinder nicht geeignet: 
Ein elfjähriges Mädchen fällt in der Schule dadurch auf, daß es fortgesetzt den 
Deutschen Gruß verweigert. Es begründet dies mit seiner religiösen Überzeu- 
gung und führt dazu selbst einige Stellen aus der Bibel an. Bei Fragen, die den 
Führer betreffen, zeigt es sich in der Schule völlig uninteressiert. 


Die Eltern, die außerdem noch eine sechsjährige Tochter haben, billigen dieses 
Verhalten des Kindes und lehnen.es hartnäckig ab, auf das Kind im gegen- 
teiligen Sinne einzuwirken. Auch sie verweigern den Deutschen Gruß mit dem 
Hinweis auf die Bibelstelle „Tue nichts mit erhobener Hand, denn dies miß- 
fällt dem Herrn“. Daran halten sie trotz Belehrung durch das Gericht und den 
Leiter der Schule fest. Die Mutter lehnt es überhaupt ab, mit dem Kind darüber 
zu sprechen. Der Vater will dies zwar tun, das Kind solle aber selbst entschei- 
den. Auch sonst zeigen sich die Eltern als Gegner des nationalsozialistischen 
Staates. Sie besitzen keine Hakenkreuzfahne. Sie haben ihr Kind nicht zur HJ 
angemeldet ; aus der NSV sind sie ausgeschlossen, weil sie sich trotz ausreichen- 


. den Einkommens des Mannes nicht an den Spenden beteiligen. Dennoch be- 


streiten sie, Gegner der Bewegung zu sein. 


Oberbefehlsleiter Pg. Dr. Thierack führt zu diesem Fall als Reichsminister der 
Justiz in den „Richterbriefen“ etwa folgendes aus: ? 


Der Vormundschaftsrichter hat bei seiner Entscheidung die Grundsätze der 
nationalsozialistischen Jugenderziehung zu beachten: Träger der Erziehung der 
deutschen Jugend sind heute Elternhaus, Schule und Hitler-Jugend (Gesetz 
über die Hitler-Jugend vom ı. Dezember 1936). Sie haben in gemeinsamer 
Arbeit, jeder zu seinem Anteil, den ihnen erteilten Erziehungsauftrag der Volks- 
gemeinschaft zu erfüllen. Das Ziel der gemeinsamen Erziehungsafbeit besteht 
darin, die Jugend körperlich, geistig und sittlich im Geiste des Nationalsozia- 
lismus zum Dienst am Volk und zur Volksgemeinschaft zu erziehen. Dieses 
Ziel kann nur in gemeinsamer Zusammenarbeit von Elternhaus, Schule und 
Hitler-Jugend erreicht werden, Je Gegensatz und jede Abweichung in der 
Erziehung gefährden das gemeinsame Ziel. Den Eltern ist an der Erziehung ein 
entscheidender Anteil und eine besondere Verantwortung übertragen worden. 
Sie sind mit dem Kind blutsmäßig verbunden. Das Kind lebt in ihrer Nähe 
und sieht fortgesetzt auf die Gewohnheiten und das Beispiel der Eltern. Erziehen 
heißt führen. 


Führen heißt vorleben. Das Kind gestaltet sein Leben nach dem Vorbild der 
Eltern. Was es dort, insbesondere in der frühen Jugend, hört und sieht, nimmt 
es allmählich als Gewohnheit und eigenes Lebensgesetz an. 
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Das Erziehungsziel des nationalsozialistischen Staates kann daher nur erreicht 
werden, wenn die Eltern gewissenhaft und verantwortungsbewußt in all ihrem 
Denken und Handeln dem Kind ein vorbildliches Beispiel dafür geben, wie man 
sich in dem Gemeinschaftsleben unseres Volkes zu verhalten hat. Zu dieser 
Erziehung zum deutschen Menschen gehört auch die rechtzeitige Vermittlung 


der Achtung und Ehrfurcht vor den Symbolen des Staates und der Bewegung. . 


Die Gemeinschaft erwartet auch hier von den Eltern eine aktive Mitarbeit. 
Zurückhaltende Neutralität ist hier ebenso schädlich wie eine Bekämpfung 
der nationalsozialistischen Idee. Gleichgültigkeit bei der Erziehung zum vater- 
landsbewußten Volksgenossen bedeutet daher eine Pflichtverletzung der Eltern 
und gefährdet das Erziehungsziel des Kindes, auch wenn dies im Einzelfall 
noch nicht sogleich sichtbar in die Erscheinung tritt. Es genügt daher nicht, 
daß die Eltern im vorliegenden Fall der Erziehung der Schule künftig nicht entge- 
gentreten, sie sollen aktiv an der Gesamterziehung mitarbeiten. Die Verant- 
wortung der Eltern für dıe Erziehung beginnt daher auch nicht erst dort, wo 
ihre Verletzung unter Strafe gestellt ist. Die Gefährdung des Kindes tritt offen 


zutage, wenn die Eltern sich bewußt in Gegensatz zu der Erziehungsarbeit , 


der Gemeinschaft stellen. Dies war hier der. Fall. 


Wer aus religiösem Irrglauben beharrlich den Deutschen Gruß verweigert, 
wer sich ohne Grund von dem großen sozialen Aufbauwerk der NSV aus- 
schließt und seine Kinder absichtlich der HJ vorenthält und allen Belehrungen 
unzugänglich ist, von dem kann nicht mehr gesagt werden, daß er der Bewegung 
nur „nicht sympathisch‘ gegenüberstehe und sie nicht fördere. Er bekämpft 
sie durch seinen Widerstand und ist ihr Gegner. Dies zeigt seine Gesinnung 
und innere Einstellung. 

Eltern, die sich offen zu den Idealen der „Bibelforscher“ bekennen, sind zur 
Erziehung ihrer Kinder im nationalsozialistischen Sinne nicht geeignet. 


. Die Umquartierung aus den luftgeschädigten Gebieten 35/43/443 


Auf Anregung der Reichspropagandaleitung und des Reichspropagandamini- 
steriums wird folgender Auszug aus einer Propagandaanweisung bekanntge- 
geben: 


„Die Umquartierung aus den luftgeschädigten Gebieten in die Aufnahmegaue 
ist in vollem Gange. Entsende- und Aufnahmegaue müssen alle erdenklichen 
propagandistischen Mittel anwenden, um eine stärkere Bereitschaft zur Um- 
quartierung herbeizuführen. Es ist z.B. bei der Schulverlegung nicht zweck- 
mäßig, etwa zu fragen, wer sich an der Schulverlegung beteiligen will. Wir 
haben die Erfahrung gemacht, daß dort, wo der Schulleiter zusammen mit 
dem zuständigen H]J.-Führer den Eltern mitteilten, daß die Schule am ... 
in den Ort X übersiedele, die Eltern fast hundertprozentig einverstanden waren 
und keinen Protest erhoben. Dort, wo die Eltern vor die Frage gestellt wurden, 
ob sie gegebenenfalls bereit wären, ihre Kinder mit der Schule zu verschicken, 
waren die Eltern zurückhaltend in der Hoffnung, dal eine Beschulungs- 
möglichkeit für ihre Kinder am Orte erhalten bleiben werde. 


Die Eltern müssen deshalb darauf aufmerksam gemacht werden, daß aus 
technischen Gründen, nämlich wegen der Zerstörung der meisten Schulgebäude 
und der Belegung der übrigen mit Notunterkünften, eine Wiederaufnahme 
des Schulbetriebes am Orte unmöglich sei und es im Interesse ihrer Kinder 
läge, diese mit der Schule umquartieren zu lassen. Die ‚Gaupropagandaleiter, 
müssen ebenso wie die Kreis- und Ortsgruppenpropagandaleiter auf dieses 
Verfahren Einfluß nehmen. Sie müssen auch der Bevölkerung immer wieder 
vor Augen halten, daß weitere Luftangriffe die Wohnungslage am Orte noch 
mehr verschärfen können, daß in diesen Wochen für sie und ihre Angehörigen 
noch die Möglichkeit bestehe, sogar mit ihrer Habe die luftgeschädigten Städte 
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zu verlassen, im Herbst aber, wenn sie in ungeheizten, nassen Quartieren 
sitzen, ein Abtransport wegen der Erntetransporte kaum noch durchführbar 
sein werde. Es läge im Interesse aller Familienangehörigen und der Kinder, 
nicht zu zögern und sich zum Abtransport zu entschließen. Wer an die zer- 
störten Städte nicht durch die Produktion gebunden ist, hilft siegen, wenn er 
sich umquartieren läßt, weil.er Quartierraum freigibt und die Produktion er- 
leichtert. 


Für den Abtransport der Möbel und des Hausrates wird in den nächsten Tagen 
eine einheitliche Regelung veröffentlicht werden. Auch vorher stehen in aus- 
reichendem Maße Waggons dafür zur Verfügung. Die Reichsbahndirektion 
und die Bevollmächtigten für den Nahverkehr sind mit vorläufigen Weisungen 
versehen. 


Für die zurückbleibenden Männer, Frauen und ‚Jugendlichen, die in der Pro- 
duktion stehen, ist — soweit die Familie umquartiert worden ist oder sich 
umquartieren lassen will — Unterbringung in geschlossenen Unterkünften und 
Heimen vorbereitet. Alle Möglichkeiten z. B. einer sittlichen Gefährdung der 
Jugend sind nach menschlichem Ermessen auf ein Mindestmaß herabgesetzt. 
Den Gau-, Kreis- und Ortsgruppenpropagandaleitern in den luftgeschädigten 
Gebieten ist somit eine Aufgabe gestellt, die ganz besonders schwierig ist und 
an der sie ihre Fähigkeiten in ganz besonderem Maße unter Beweis stellen 
können. Es gilt, die zum Teil sehr unschlüssige Bevölkerung durch Propaganda 
zu dem Entschluß zu veranlassen, sich umquartieren zu lassen.“ 


. Richterbriefe — Bekämpfung Asozialer 36/43/456 


Der rücksichtslose Kampf gegen das Berufs- und Gewohnheitsverbrechertum 


„steht — wie Oberbefehlsleiter Dr. Thierack als Reichsminister der Justiz 


in den „Richterbriefen“ ausführt — seit der Machtergreifung durch den Na- 
tionalsozialismus: im Vordergrund der gesamten Verbrechensbekämpfung. 


Bereits im Jahre der Machtübernahme wurde dem gefährlichen Gewohnheits- 
verbrecher durch das Gesetz vom 24. November 1933 mit der Erhöhung der 
Strafen und Einführung der Sicherungsverwahrung ein unerbittlicher Kampf 
angesagt. { ; 


Seitdem liegen 10 Jahre nationalsozialistischer Staatsführung hinter uns. Der 
Kampf um die Macht im Innern des Reiches ist nach der Einigung unseres 
Volkes. zum Kampf gegen unsere äußeren Feinde geworden. Die harten Ge- 
setze des Krieges bestimmen seitdem auch den Kampf gegen das Schwerver- 
brechertum. Der gefährliche Gewohnheitsverbrecher, der sich stets von neuem 
an der Volksgemeinschaft vergreift, war schon im Frieden ein Parasit am 
Volkskörper; im Kriege ist er ein Schädling und Saboteur der inneren Front 
erster Ordnung. 


Der Gesetzgeber hat daraus die erforderlichen Folgerungen gezogen und dem 
Richter die Mittel in die Hand gegeben, mit denen dieser den Kampf gegen den 
unverbesserlichen Gewohnheitsverbrecher nunmehr bis zur Vernichtung dieser 
Fremdkörper der Gemeinschaft fortführen kann. Nach dem Gesetz zur Ände- 
rung des Strafgesetzbuchs vom 4. September 1941 verfällt der gefährliche 
Gewohnheitsverbrecher der Todesstrafe, wenn der Schutz der Volksgemein- 
schaft oder das Bedürfnis nach gerechter Sühne es erfordern. Mit diesem Gesetz 
hat nicht nur eine lange gesetzgeberische Entwicklung der Bekämpfung des 
schweren Gewohnheitsverbrechertums seinen Höhepunkt und seınen Abschluß 
gefunden, damit ist auch dem Richter eine neue Aufgabe gestellt, die nur 
aus der veränderten Natur unseres gesamten Strafrechts und seiner Zielsetzung 
in dem Gesamtgefüge der nationalsozialistischen Rechtsordnung richtig ver- 
standen und gelöst werden kann. 
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In dem Strafrecht der Vergangenheit richtete die bürgerliche Gesellschaft aus- 
schließlich mit dem Maßstab individueller Schuld und Sühne über die sorgsam 
behütete Freiheit ihrer Bürger, deren Menschenrechte auch dann noch vertei- 
digt wurden, wenn sie der Verbrecher längst verwirkt hatte. 


Heute steht der Schutz der Volksgemeinschaft im Mittelpunkt un- 
seres strafrechtlichen Denkens und Handelns. Die Strafe ist insbesondere bei 
der Bekämpfung der Schwerverbrecher in ihrer Zweckbestimmung vornehmlich 
auf diesen Schutzgedanken abgestellt. Sie soll abschrecken, soweit wie möglich 
bessern und, wo dieses nicht möglich ist, den asozialen Verbrecher rücksichtslos 
durch Verhängung der Todesstrafe aus der Gemeinschaft ausschließen. 


Das Strafrecht hat damit im Laufe der Zeit allmählich von selbst neben der 
Ahndung einzelner Rechtsbrüche, insbesondere gegenüber den Schwerver- 
brechern, die sich meist aus asozialen, kranken oder degenerierten Sippen zu- 
sammensetzen, die Aufgabe einer Reinigung des Volkskörpers über- 
nommen. Es steht damit im engen organischen Zusammenhang mit den großen 
grundlegenden Gesetzen des nationalsozialistischen Staates, die der Auslese, 
Reinigung und Gesunderhaltung unseres Volkes dienen. 


Diese Aufgabe einer fortgesetzten volkshygienischen Reinigung tritt gerade im 
Kriege besonders stark in den Vordergrund. 

Der Führer hat seine Erwartungen der Strafrechtspflege gegenüber wıederholt 
klar und unmißverständlich zum Ausdruck gebracht: 
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Es soll sich kein Gewohnheitsverbrecher einbilden —so sagte 
der Führer am 30. September 1942 —, daß er durch’ neue Ver- 
brechen über diesen Krieg hinweggerettet wird. Wir werden 

; dafür sorgen, daß nicht nur der Anständige an der Front unter 
Umständen sterben kann, sondern daß der Verbrecher und der 
Unanständige zu Hause unter keinen Umständen diese Zeit 
überleben wird. 2 


EBARLKEEIERF] 


Diese rücksichtslose Härte gegenüber dem unverbesserlichen Gewohnheitsver- 
brecher, die der Führer verlangt, schulden wir unserem Volk und seinen 
besten Söhnen, die ihr Leben für uns einsetzen und opfern. j 


Die Bestimmung und Erkennung des unverbesserlichen, asozialen Verbrechers, 
den es aus der Gemeinschaft auszuscheiden gilt, .ist im allgemeinen nicht beson- 
ders schwierig. Es sind dies jene Verbrechertypen, die infolge ihres unüber- 
windlichen Hanges für jegliche Wirkung der Strafe und anderer Maßnahmen 
unzugänglich sind und die immer wieder rückfällig werden. Hier 
nutzen weder Strafe noch Sicherungsverwahrung. Denn auch dıe Sicherungs- 
verwahrung ist eine Maßnahme, die trotz ihrer unbeschränkten Dauer, wie die 
vorgesehene Nachprüfung von Zeit zu Zeit ergibt, den Verbrecher noch nicht 
Re aufgegeben hat, sondern immer noch eine, wenn auch meist geringe 
Hoffnung hat, daß er sich im späteren Leben — etwa nach Überwindung 
eines besonders gefährlichen Lebensalters, gefährlichen Lebenskrisen usw. — 
doch ‚noch einmal in die Gemeinschaft eingliedern läßt. Bei wem aber diese 
Hoffnung nach seiner bisherigen Lebensführung nicht mehr besteht, wer allen 
Ermahnungen der Gemeinschaft im Guten und Bösen völlig unzugänglich 
‘ist, für den sind auch keine Sicherungsmaßnahmen mehr am Platze, die die 
Gemeinschaft trotz des Arbeitseinsatzes dieser Verbrecher nur belasten. Er muß 
aus der Volksgemeinschaft für immer ausgestoßen werden. 
Wir wollen nach der siegreichen Beendigung des Krieges ein 
gesundes und starkes Führungsvolk sein, das seine geschicht- 
liche Mission erfüllen kann, ohne dabei durch asoziale Ver- 
brecher gestört zu werden. 
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Aussagegenehmisung an Politische Leiter 36/43/459 


Nach dem Vernehmungsgesetz vom ı. 12. 1936 (RGBlI. S. 994) dürfen bestimmte 
Unterführer der NSDAP und ihrer Gliederungen über Umstände, auf die sich 
ihre Pflicht zur Amtsverschwiegenheit bezieht, als Zeugen oder Sachverständige 
nur mit Genehmigung vernommen werden. Die Genehmigung darf nach $ 2 
dieses Gesetzes nur versagt werden, wenn die Ablegung des Zeugnisses oder 
die Abgabe des Gutachtens dem Wohl des Reiches Nachteile bereiten würde. ı 
Da über die Auslegung dieser Bestimmungen verschiedentlich noch Unklar- 
heiten bestehen, werden nachstehend die bei der Entscheidung über die Ertei- 
lung der Aussagegenehmigung zu berücksichtigenden Gesichtspunkte nochmals 
bekanntgegeben: 


Zweck des Vernehmungsgesetzes ist in erster Linie die Sicherung der Unge- 
störtheit des Eigenlebens der NSDAP. Das Gesetz stellt es in das pflichtmäßige 
Ermessen der zur Entscheidung über die Aussagegenehmigung berufenen Stelle, 
nach Prüfung des Sachverhaltes und der Begleitumstände über die Erteilung 
und den Umfang der Genehmigung zu befinden. In der amtlichen Erläuterung 
des Gesetzes ist ausdrücklich klargestellt, daß dabei das Wohl der Partei dem 
Wohle des Reiches gleichzuachten ist. Bestehen Zweifel darüber, ob überhaupt 
eine Genehmigung erforderlich ist, ob also die Verschwiegenheitspflicht sich 
auf den Gegenstand der Vernehmung bezieht, so steht die Entscheidung darüber 
allein der Stelle zu, die zur Erteilung der Genehmigung berufen ist. Die ver- 
nehmende Stelle ist an deren Entscheidung gebunden. 


Bei Zugrundelegung dieser Grundsätze ist es auch möglich, die Aussagegenehmi- 
gung abzulehnen, wenn ein Politischer Leiter über die bei ihm vorgebrachte 
Beschwerde eines Volksgenossen oder seine Tätigkeit im Zusammenhang mit 
der Betreuung eines Volksgenossen vernommen werden soll. 


Auch hier muß geprüft werden, ob bei Abwägung aller Umstände des Einzel- 
falles vom Standpunkt der Partei aus die Aussage vertretbar ist. Begründet wäre 
z.B. die Verweigerung der Genehmigung, wenn die Vernehmung auf eine 
Ausforschung des Amtsträgers hinauslaufen würde oder wenn — was häufig 
der Fall sein wird — bei dieser Aussage der Schutz in Frage gestellt wäre, 
der einem Volksgenossen, der sich vertrauensvoll an die Partei wendet, zuge- 


- billigt werden muß, auch wenn er bei der Wahrnehmung seiner Rechte einmal 


zu weit gegangen ist. Andererseits wird kein Wert darauf gelegt, einen Volks- 
genossen zu decken, der die Hilfsbereitschaft der Partei ausnutzen will, um 
einen anderen zu verleumden. 


Aufgabe der Parteidienststellen ist es, darauf hinzuwirken, daß sich auch die 
einzelnen Zeugen um die Entscheidung über dıe Genehmigung schon vor der 
Vernehmung bemühen (Ziffer 7 der ı. Dienstanweisung zum Vernehmungs- . 
gesetz vom 2. 12. 1936). Auf diesem Wege kann die mit dem Erscheinen vor 
Gericht verbundene zeitliche und arbeitsmäßige Belastung des Zeugen auf die 
Fälle beschränkt werden, in denen die Genehmigung auch erteilt wird. 

Zur Vermeidung unerwünschter Auseinandersetzungen mit dem Gericht emp- 
a es sich, in Zweifelsfällen die Stellungnahme der Partei-Kanzlei einzu- 

olen. . 


. Gerüchteabwehr. Spargelder der Soldaten 36/43/462 


Immer wieder taucht das völlig unsinnige Gerücht auf, Ersparnisse von Sol- 
daten würden bei ihrem Tode eingezogen und verfielen dem Staat. Formale 
Schwierigkeiten, die sich beim beabsichtigten Abheben vom Konto eines Ge- 
fallenen durch dessen Angehörige ergeben, weil zunächst das Konto gesperrt 
ist, mögen diesem Gerücht Vorschub leisten. Das OKW hat daher in den 
„Mitteilungen für die Truppe“ folgenden Rat erteilt um auftretende Schwierig- 
keiten zu vermeiden: 
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Viele Soldaten verfügen heute über ein Postscheck-, Bank- oder Sparkassen- 
konto. Es ist zweckmäßig, für den Fall des Todes Vorkehrungen zu treffen, 
daß auch dann alles seine Ordnung hat. Beim Tode des Konteninhabers wird 
das Konto gesperrt und die Erben haben dann häufig viel Last, bis sie ihr 
Erbrecht nachgewiesen haben und die Verfügungsberechtigung über das Konto 
wiedererlangen. 


Alle diese Schwierigkeiten lassen sich vermeiden, wenn der Kontoinhaber dafür 
sorgt, daß nach seinem Tode eine zweite Person vorhanden ist, die über das 
Konto verfügungsberechtigt bleibt. 


Beim Postscheckkonto ist das sehr einfach. Man läßt sich vom zuständigen 
Postscheckamt ein Unterschriftsblatt schicken und reicht es mit der Unter- 
schriftsprobe derjenigen Person, die verfügungsberechtigt sein soll, wieder eın. 

Bei Banken und Sparkassen gibt es ebenfalls Vordrucke für Kontovollmachten 

über den Tod hinaus, die einem die eigene Bank oder Sparkasse auf Antrag 
zuschickt. Die Kameraden, die in den Gauen des Alpen-, Donau- und Sudeten- 

landes wohnen, in denen noch das alte österreichische Recht gilt, wandeln ihr 
Konto zweckmäßig in ein Gemeinschaftskonto mit Einzelverfügungsbefugnis Kann 
um, wobei sie als zweiten Kontoinhaber einen nahen Angehörigen angeben. | 
Die Unterschrift von diesem zweiten Kontoinhaber muß ebenfalls bei der Bank 
hinterlegt werden. 
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ı2. Grußvorschrift der 4, 36/43/466 


‘ Der Reichsführer-4 hat nachfolgenden Befehl herausgegeben : ° 
„44 — Befehl ° 
Ich habe Veranlassung, an die Einhaltung zweier alter Befehle zu erinnern: R 
1. Jeder Vorgesetzte begrüßt jede angetretene Einheit der Gesamt-4, Allge- 3 
meinen-44 oder Waflen-4, ohne Rücksicht darauf, ob es sich um eine Gruppe, pe 
einen Zug, eine Kompanie, einen Sturm, ein Bataillon, einen Sturmbann oder = 


£8 


um größere Verbände handelt, so wie es von jeher in der Schutzstaffel üblich 
war, mit dem Gruß: ‚Heil Schutzstaffel‘*. 

Die Antwort der "Truppe ist einheitlich, ganz gleich ob ‚der Begrüßende ein 
4-Untersturmführer oder der Reichsführer-4 ist: „Heil Hitler“. 


2. 44-Männer geben sich bei der Begrüßung durch Handschlag, auch wenn 
dieser zwischen Vorgesetzten und Untergebenen gewechselt wird, nicht den 
Handschuh in die Hand, sondern die Hand selbst. 


Ich erinnere an meinen; Befehl, demgemäß beim Gruß durch Handschlag; der 
Handschuh der rechten Hand auszuziehen ist. 


BABES ORSSERE HS HaAnH 


/ gez. Himmler“ 


13. Umquartierung wegen Luftgefährdung und Bombenschäden 37/43/467 


Die in letzter Zeit verstärkt durchgeführte Umquartierung von Volksgenossen ( 
aus den Westgebieten stellt an dıe NSDAP und ihre Organisationen erhöhte 
Anforderungen. Insbesondere ist eine stete, verständnisvolle Betreuung während 
der Transporte unbedingt notwendig. Deshalb erlıeß Oberbefehlsleiter Hilgen- 
feldt nachstehendeRichtlinien, die wegen ihrer Bedeutung allen Dienststellen 
der NSDAP bekanntzugeben sind. 


„Nach den Ihnen bekanntgegebenen Bestimmungen erfolgt der Abtransport 
und die Unterbringung einschließlich erster Verpflegung der Umzuquartie- 
renden bei behördlicher Umquartierung wegen Luftgefährdung und Bomben- 
schäden durch die NSV. Außerdem quartiert die NSV von sich aus alte und 
sieche Personen und im Rahmen der erweiterten Kinderlandverschickung auch 
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Kinder bis zu 10 Jahren und Mütter mit Kleinkindern um. Angesichts des 
verstärkten angloamerikanischen Luftterrors, der sich nach der erklärten Ab- 
sicht der Feindmächte gegen die Zivilbevölkerung richtet, kommt den Umquar- 
tierungsmaßnahmen eine außerordentlichesachliche wie politische Bedeutung zu. 
Von ihrer schnellen, genauen und planmäßigen Durchführung hängt nicht 
nur die Sicherung des Lebens des einzelnen, sondern die Erhaltung der Festig- 
keit der inneren Kräfte unserer Volksgemeinschaft allgemein ab. 


Die der NSV damit übertragenen politischen Aufgaben und.die hieraus folgende 
weitreichende Verantwortung muß von jedem Amtsträger der NSV bei seiner 
Arbeit klar erkannt werden. Notwendig ist insbesondere, daß die Leiter der NSV- 
Dienststellen in Erkenntnis dıeser Verantwortung die bestgeeigneten Mitarbeiter 
bei Umquartierungsmaßnahmen verwenden, die den Vorrang vor allen anderen 
Arbeiten zur Zeit haben. Von der persönlichen Eignung der NSV-Mitarbeiter 
für diese Aufgaben, die im besonderen Maße menschliches Einfühlungsver- 
mögen, persönliches Geschick, Umsicht sowie Tatkraft erfordern, hängt Wesent- 
liches für eine reibungslose Durchführung ab. Es muß den Betreuten von 
vornherein das Gefühl der Geborgenheit und des Schutzes der Gemeinschaft 
gegeben werden. Das kann nur geschehen, wenn vom Zeitpunkt der Rrfassung 
der Betreuten bis zu der Einweisung in die neuen Unterkünfte keine Fehler- 
Eee im organisatorisch-technischen Ablauf der Maßnahmen entstehen. 

ch ersuche, Ihre ständige Aufmerksamkeit insbesondere der Regelung folgender 
Fragen zuzuwenden: 


ı. Ausreichende und sorgsame Betreuung der Transportzüge. Rechtzeitige 
Anforderung der Unterwegsverpflegung durch die Entsendegaue bei den in 
Betracht kommenden Durchgangsgauen. Bereitstellung und schnelle Ausgabe 
von kalter und warmer Verpflegung an den vorgesehenen Verpflegungsstellen. 
Bei Zugverspätung ist Vorsorge zu treffen, daß die Essenausgabe auch zu einem 
späteren Zeitpunkt noch möglich ist. Zwischen Transportleitung, den Ver- 
pflegungsstellen und den Aufnahmeorten ist eine laufende Verbindung durch 
Benutzung des Bahntelegrafen herzustellen. Die Zugankunft kann an den in 
Betracht kommenden Stellen auf diese Weise immer vorher angegeben werden. 
Für außergewöhnliche Fälle muß eine Reserve an Kaltverpflegung bereit ge- 
sur werden, um einen unvorhergesehenen Verpflegungsbedarf befriedigen 
zu können. 


2. Bei dem Empfang der Betreuten an den Unterkunftsorten muß für eine 
verständnisvolle Aufnahme gesorgt werden. Auch hier kommt een 
darauf an, daß die Betreuten von vornherein die Hilfsbereitschaft empfinden, 
die ihnen in der neuen Umgebung entgegengebracht wird. 


Für den Empfang auf den Bahnhöfen muß deshalb stets eine ausreichende 
Anzahl von Mitarbeitern bereitstehen. 


3. Die Aufteilung der Betreuten auf die Familien, die Unterkunft gewähren, 
muß berücksichtigen, daß bei dem Betreuten und der aufnehmenden Familie 
etwa die gleichartigen Lebensverhältnisse vorliegen. Um eine Aufteilung nach 
diesem Gesichtspunkt vorzunehmen, ist erforderlichenfalls eine Unterbringung 
der Betreuten am Unterkunftsort in Sammelquartiere vorzusehen, von denen 
aus die Zuweisung auf die einzelnen Haushalte erfolgt. 


4. Bei Verwendung von Sammelunterkünften ist besonders darauf zu achten, 


daß diese für eine zeitweilige Unterbringung der Betreuten geeignet sind. 
5. Bei der Zuweisung der Betreuten in die einzelnen aufnehmenden Familien 
ist die rechtzeitige Benachrichtigung der Quartiergeber unerläßlich, damit 
Se genügend Zeit haben, die erforderliche Umstellung im Haushalt vorzu- 
nehmen. 
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‘Die örtlich zuständigen NSV-Dienststellen haben sich der Umquartierten auch 
nach der Einweisung in die neuen Unterkünfte erforderlichenfalls anzunehmen 
-und ihnen durch Rat und Tat das Einleben in ihre neue Umgebung zu er- 
leichtern. 
Ich ersuche Sie, die planmäßige Durchführung der Maßnahmen durch laufende 

persönliche Überprüfung sicherzustellen“. 


14. Paßvorschriften für im Reichsgebiet eingesetzte ausländische Ar- 
- beiter 37/43/474 7 
Es wird darauf hingewiesen, daß sich auf Grund früherer Anordnungen des 
Reichsführers-4- und Chefs der Deutschen Polizei im Reichsministerium des 
Innern alle im Reichsgebiet eingesetzten ausländischen Arbeiter während ihres 
Aufenthaltes im Inland jederzeit durch einen Paß oder einen nach den deutschen 
Paßvorschriften zugelassenen Paßersatz über ihre Person auszuweisen haben. 
Sofern ausländische Arbeiter nicht im Besitz eines gültigen Passes sind und 
ihnen die Beschaffung eines Heimatpasses bei ihren Vertretungen unmöglich 
ist, müssen sie seitens ihrer zuständigen Polizeibehörde mit einem deutschen 
„vorläufigen Fremdenpaß“ ausgestattet werden. w 


15. Kennzeichnung der Ostarbeiter 37/43/475 


- Der Reichsführer-44 und Chef der Deutschen Polizei hat auf Vorschlag des 
Generalbevollmächtigten für den Arbeitseinsatz die Kennzeichnung der im 
Reich beschäftigten Ostarbeiter neu geregelt. Das Ostarbeiterabzeichen wird 
künftig in 2 Stufen getragen: 

Stufe ı: Wie bisher auf der rechten Brustseite durch die Ostarbeiter mit 
schlechter Führung und schlechter Leistung sowie durch alle neu hereinkom- 
menden Ostarbeiter. 5 
Stufe 2::Auf dem linken Ärmel durch alle Ostarbeiter mit einwandfreier 
Führung und Leistung. y 

/ Über die Einstufung der Ostarbeiter in eine der beiden Stufen entscheidet der 
Betriebsführer im Benehmen mit dem Betriebsobmann und dem Lagerführer 
der DAF und bei den in der Landwirtschaft eingesetzten Ostarbeitern im Be- 
nehmen mit den entsprechenden Dienststellen des Reichsnährstandes. Bei 
Einzeleinsatz in Haushaltungen und im Gaststättengewerbe entscheiden der 
Haushaltungsvorstand bzw. der Betriebsführer und die zuständige Dienststelle 
der DAF; bei Haushalten ist dies die Fachgruppenwalterin der Fachgruppe 
Berufstätige im Privathaushalt. Bei neuhereinkommenden Östarbeitern ist nach 
dreimonatiger Beschäftigung zu entscheiden, ob Kennzeichnung nach 'Stufe 2 
zu erfolgen hat. Hierbei soll nicht engherzig verfahren werden. Es ist davon 
auszugehen, daß in der Stufe ı nur diejenigen Ostarbeiter verbleiben, deren 
Leistung und Führung in keiner Weise zufriedenstellen. Bei schlechter Lei- 
stung und Führung kann nach Verwarnung von den gleichen Stellen eine Rück- 
stufung ausgesprochen werden. Die nach Stufe 2 eingestuften Östarbeiter er- & 
halten eine vom Betriebsführer bzw. Haushaltungsvorstand und von den zu- ee 
ständigen Stelle der DAF bzw. des Reichsnährstandes unterzeichnete Beschei- 
nigung, daß sie zum Tragen des Ostarbeiterabzeichens auf dem linken Ärmel 
berechtigt sind. 3 
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Verordnungsblatt 
NSDAP. Arbeitsbereich 
Generalgouvernement 


Organisation 


Bekanntgabe OA 19/43 


Betrifft: Anschriftenverzeichnis 
Der Standort Krakau-Süd hat am ı. September .d. J. seine Dienststelle verlegt. 
Die neue Anschrift lautet: 
Standort der NSDAP. Krakau-Süd, 
in. Krakau-Unterberg, Ringplatz ı. 
Dienststunden: Dienstag und Freitag ‚von 18—20 Uhr. 


Das Anschriftenverzeichnis im Verordnungsblatt Folge 4—-5—6 OZ 5/S 10 ist zu: 
berichtigen. : 


“ Bekanntgabe OA 20/43 


Betrifft: Berechtigung zum Tragen einer Faustfeuerwaffe durch 
Politische Leiter j S 


In meinem Rundschreiben OA 5/43 (veröffentlicht im Verordnungsblatt April= 
Juli 1943) habe ich bereits im letzten Absatz darauf hingewiesen, daß eine Verord- 
nung in Vorbereitung ist, die den Erwerb und das Tragen'einer Faustfeuerwafle für 
das Generalgouvernement regelt. 


Damit heute schon bei der. Ausstellung von Ausweisen für Politische Leiter ent- 
sptechend den in dieser Verordnung enthaltenen Bestimmungen verfahren werden 
kann, gebe ich folgendes bekannt: 


Den Politischen Leitern vom Blockleiter aufwärts (dieses entspricht: im Distrikt- 
standort Leiter einer Stelle und im Arbeitsbereich Leiter einer Hilfsstelle) ist durch 
die Anordnung A 20/41 vom 15. 4. 1941 (Der Stellvertreter des Führers) das Recht 
verliehen, ohne einen staatlichen Waflenschein eine Faustfeuerwaffe zu tragen, wenn 
der Dienstausweis mit dem Aufdruck „Berechtigt zum Tragen einer Faustfeuerwaffe“ 
versehen ist, ; 

Hierzu wird bestimmt: 


Der Aufdruck „Berechtigt zum Tragen einer Faustfeuerwafle“ wird von dem den 
Politischen Leiter-Ausweis bzw. vorläufigen Ausweis für Politische Leiter ausstellenden 
Personalamt (Personalamt des Arbeitsbereiches und Personalämter der Distriktstand- 
orte) nur dann angebracht, wenn von dem zuständigen Ausbildungsleiter eine Bestä- 
tigung. gemäß dem nachstehenden Muster vorliegt. Diese Bestätigung ist als Nach- 
weis über die ordnungsmäßige Ausbildung in der Handhabung der Pistole von dem den 
Ausweis ausstellenden Personalamt zu den Personalakten zu nehmen. 


Die erforderlichen Vordrucke „Bestätigung“ sind von den Distriktstandorten im 


Vervielfältigungsverfahren herzustellen und den Ausbildungsleitern der Standorte zu 
übersenden. 
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Als zuständiger Ausbildungsleiter gilt: 


Für die Politischen Leiter der Standorte der jeweilige Ausbildungsleiter des Stand- 
ortes, 


für die Politischen Leiter der Distriktstandorte der jeweilige Ausbildungsleiter des 
Distriktstandortes, 


für die Politischen Leiter des Arbeitsbereiches der Ausbildungsleiter des Arbeits- 
bereiches. 


Die von den Ausbildungsleitern der Standorte ausgestellten Bestätigungen haben 
jedoch nur dann Gültigkeit, wenn sie den Sichtvermerk des Ausbildungsleiters des 
Distriktstandortes tragen. 


Die Ausbildungsleiter erhalten von dem Ausbildungsleiter des Ar Beiisbenfiches 
nähere Anweisungen. 


Soweit bisher in einigen Fällen von den Personalämtern Ausweise mit dem Vermerk 
„Berechtigt zum Tragen einer Faustfeuerwaffe“ versehen wurden, sind diese durch 
eine namentliche Aufstellung dem zuständigen Ausbildungsleiter mitzuteilen, damit 
die in Frage kommenden Politischen Leiter nachträglich einer Ausbildung in der 
Handhabung der Pistole unterzogen werden. Soweit die erforderlichen Bestätigungen 
bis zum 1. 1. 1944 nicht vorliegen, werden von den Personalämtern die in Frage kom- 
menden Ausweise eingezogen und der bereits angebrachte Aufdruck „Berechtigt zum 
Tragen einer Faustfeuerwaffe“ gestrichen. 


Die Bestimmungen der in Vorbereitung befindlichen Verordnung, soweit sie den 
Erwerb und die Berechtigung zum Tragen .einer Faustfeuerwaffe durch Amtsträger 
der Partei und ihrer Gliederungen im Generalgouvernement betreffen, werden sofort 
en Erscheinen allen Dienststellen der Partei im Generalgouvernement bekannt- 
gegeben. 


NSDAP 
Arbeitsbereich Generalgouvernement 
Dhstriktstandort- Haaren N ee Er ale dent ann 
Standort... 1 are Meile ase 3 
— Ausbildungsleiter — 


Bestätigung 


Harteidienststellang mau de nen are re ee he RER x 
Pärteidienststellerun. rn a ER eo NEE - 


ist von mir in der Handhabung der Pistole ausgebildet. 
(Bekanntgabe OA 20/43 des Leiters des Organisationsamtes des 
Arbeitsbereiches Generalgouvernement — Verordnungsblatt Oktober 


1943). 


(Unterschrift des Ausbildungsleiters) 


(Diese Bestätigung ist als Nachweis über die 'erfolgte Ausbildung von 
dem Personalamt, welches den Ausweis mit dem Aufdruck „Berech- 
tigt zum Tragen einer Faustfeuerwafle“ versehen hat, zu den Personal- 
akten zu nehmen) 
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Bekanntgabe OA 21/43 


Betrifft: Organisation der Deutschen Gemeinschaft im General- 
gouvernement 


Es\besteht Veranlassung, darauf hinzuweisen, daß die Deutsche Gemeinschaft 
im Generalgouvernement keine eigenen Dienststellen besitzt. Ihre Organisation, Ver- 
waltung und die sonstigen Aufgaben sind von den hierfür zuständigen Hauptarbeits- 
und Arbeitsgebieten wahrzunehmen. Die Deutsche Gemeinschaft im Generalgouver- 
nement tritt nur einmal stellenplanmäßig in Erscheinung, und zwar durch die Haupt- 
stelle „Deutsche Gemeinschaft‘ im Stabsamt des Arbeitsbereiches. Der Leiter dieser 
Hauptstelle ist für die Bearbeitung der Fragen, die sich aus dem Aufgabengebiet 
„Deutsche Gemeinschaft im Generalgouvernement“ ergeben, zuständig. 

Soweit in den Distriktstandorten und Standorten für die Aufgaben der Deutschen 
Gemeinschaft Arbeitsgebiete oder Hauptstellen eingerichtet wurden, sind diese mit 
sofortiger Wirkung aufzulösen. Die hierdurch frei werdenden Männer sind zur Akti- 
vierung der Parteiarbeit anderweitig einzusetzen. 


Bekanntgabe OA 22/43 


Betrifft: Gebietliche Organisation — Standorte Neu-Sandez und 
Stadlo, Distrikt Krakau 


Nachstehende Änderung wurde im Distrikt Krakau genehmigt: 

Mit Wirkung vom ı. September 1943 wurden dem Standort Neu-Sandez: 

a) der Südwestteil der Stadtgemeinde Neu-Sandez von der westlichen Stadt- 
grenze in ostwärtiger Richtung auf Limanowaer Straße und von da Mitte 
Limanowaer Straße, Tatrastraße, Kunigundenstraße, Oswald-Stamm-Straße, 
Friedhofstraße, Fabrikstraße und Kamienca-Bach bis zur südlichen Stadt- 
grenze, und x 

b) die Dorfgemeinden: ı. Biegonice, 2. Dabrowka Polska, 3. Jammica, 4. Ka- 
mionka Wielka, 5. Krolewa Polska, 6. Mystkow, 7. Nasciszowa, 8. Paszyn, 
9. Piatkowa und 10. Zawada, ; 
sämtlich zur Landgemeinde: Neu-Sandez gehörig, 

abgetrennt und dem Standort Stadlo zugeteilt. 


Die Hoheitsgebiete der Standorte Neu-Sandez und Stadlo sind daher ab ı. Sep- 
tember 1943 wie nachstehend: 


Standort Neu-Sandez: 

Der nördliche und südöstliche Teil der Stadtgemeinde Neu-Sandez mit der Ab- 
grenzung: . 
von der westlichen Stadtgrenze in ostwärtiger Richtung auf Limanowaer Straße und 
von da Mitte Limanowaer Straße, Tatrastraße, Kunigundenstraße, Oswald-Stamm- 
Straße, Friedhofstraße, Fabrikstraße und Kamienca-Bach bis zur südlichen Stadt- 
grenze, 
EN PROB Deinen? 1. Chelmic, 2. Kobyle-Grodek, 3. Korzenna, 4. Lososina Dolna 
un 
die Dorfgemeinden: ı. Dabrowa, 2. Januszowa, 3. Klinkowka, 4. Kurow, 5. Wielo- 
glow, 6. Wielepole und 7. Zabelcze, sämtlich zur Landgemeinde Neu-Sandez gehörig. 


’ 
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Standort Stadlo: 


Der südwestliche Teil der Stadtgemeinde Neu-Sandez mit der bereits vorstehend 
unter dem Standort Neu-Sandez näher bezeichneten Grenzziehung, 


die Stadtgemeinden: ı. Alt-Sandez und 2. Grybow, 


die Landgemeinden: ı. Alt-Sandez, 2. Grybow, 3. Lacko, 4. Nawojowa, 5. Stadlo und 
die Dorfgemeinden: ı. Biegonice, 2. Dabrowka Polska, 3..Jammica, 4. Kamionka 
Wielka, 5. Krolewa Polska, 6. Mystkow, 7. Nasciszowa, 8. Paszyn, 9. Piatkowa und 
10. Zawada, 


sämtlich zur Landgemeinde Neu-Sandez gehörig. 


| Ausbildungsleiter | 


Bekanntgabe Ausbild. 3/43 


Betrifft: Ausbildung — Faustfeuerwaffe 


Die Ausbildungsleiter werden hiermit auf die Bekanntgabe OA 20/43 (veröffent- 
licht in diesem Verordnungsblatt) hingewiesen. Hiernach dürfen Politische Leiter 
vom Blockleiter an aufwärts eine Faustfeuerwaffe führen, wenn ihr Dienstausweis 
den Aufdruck „Berechtigt zum Tragen einer Faustfeuerwaffe“ trägt. Der Aufdruck 
wird von dem zuständigen Personalamt angebracht. Zu dem Zweck haben die Aus- 
bildungsleiter eine Bestätigung abzugeben, daß sich der Politische Leiter der ordnungs- 
mäßigen Ausbildung in der Handhabung der Faustfeuerwaffe unterzogen hat. Damit 
ist den Ausbildungsleitern die volle Verantwortung für eine ausreichende Ausbil- 
dung übertragen worden. Ich erwarte, daß sich alle Ausbildungsleiter dieser Ver- 
antwortung bewußt sind und die Ausbildung in der Handhabung der Pistole mit der 
notwendigen Sorgfalt und Aktivität durchführen. Die Ausbildung hat nach meiner 


Lapp 


Ausbildungs-Anweisung Nr. 1/43 (veröffentlicht im Verordnungsblatt Juli 1943) zu - 


erfolgen. Wie bereits in der Bekanntgabe hierzu — Ausbild. 1/43 — ausgeführt ist; 
muß das Ziel darin bestehen, auf schnellstem Weg jeden Politischen Leiter zu einem 
‚chnellen, sicheren Schützen zu erziehen, der die Pistole in jeder Lage beherrscht. 


Im einzelnen gebe ich hierzu folgende Anordnungen: . 
ı. Der Ausbildung hat 'sich grundsätzlich jeder Politische Leiter zu unterziehen, 
2. die Ausbildung ist zu gliedern 


a) in den theoretischen Teil (Unterricht über Beschreibung, Handhabung und 
Behandlung der Pistole — hierfür ist ein Unterrichtsabend zu verwenden), 


b) in den praktischen Teil (Ziel- "und Schießübungen), 


3. die Bestätigung darf erst abgegeben werden, wenn der Politische Leiter die 
Schießbedingung (5 Schuß auf ı0-er Ringscheibe, davon 3 Treffer in der Figur) 
erfüllt hat und sonst die Gewähr bietet, daß er die Handhabung der Waffe 
in jeder Weise beherrscht, 

4. die Übungsschießen sind von Zeit zu Zeit zu wiederholen. 


Die auf Grund meiner Bekanntgabe Ausbild. 1/43 zum ı. September 1943 fälligen 
Meldungen stehen noch aus. Ich verlängere nunmehr diese Frist bis zum ı. Januar 1944 
und erwarte, daß bis dahin die Ausbildung in der Handhabung der Pistole als abge- 
schlossen angesehen werden kann. e 

Küchler 
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Verordnungsblatt 
NSDAP. Arbeitsbereich Personalamt 
Generalgouvernement 


Betr.; Berufung von Politischen Leitern. 


Auf Grund des durch die Partei-Kanzlei genehmigten Stellenplanes für den 
Arbeitsbereich Generalgouvernement der NSDAP. wurden in der Zeit vom ı. August 
bis 8. Oktober 1943 kommissärisch berufen: 

A) Arbeitsbereich: 


ı. Hauptarbeitsgebiet „Stabsamt*“ 


Frenken, Josef Leiter der Hauptstelle „Rechtsberater“ 
Weirauch, Lothar Leiter der Hauptstelle „Rechtswahrer“ 
Rhetz, Alexander > Leiter der Hauptstelle „NSKOV“ 

a. Hauptarbeitsgebiet „Propagandaamt“ 
König, Otto mit der Wahrnehmung der Geschäfte der 


Hauptstelle „Rundfunk“ beauftragt 


3. Hauptarbeitsgebiet „Volkswohlfahrt‘“ 


‘ Haase, Hugo Leiter der Stelle „Rechnungslegung“ in der 
Hauptstelle „Finanzverwaltung“ N 


B) Distriktstandortführungen 
a) Distriktstandortführung Krakau 
ı. Hauptarbeitsgebiet „Stabsamt“ 


Lemmer, Hans Leiter des Hauptarbeitsgebietes „Stabsamt‘ 
2. Hauptarbeitsgebiet „Schulungsamt“ 

Laube, Herbert Leiter der Hauptstelle „Aktive Schulung“ 

Weigel, Willy Schulungsredner 
3. Hauptarbeitsgebiet „Kassenleiter** 

Striegler, Max Leiter der Hauptstelle „Vertreter im Amt“ 
4. Hauptarbeitsgebiet „Wirtschaftsberater“ 

Michelau, Hermann Leiter der Stelle „Bearbeiter“ in der Haupt- 

stelle „Geschäftsführung“ 

5. Standortführer 

Zuzic, Michael Standort „Jaroslau“ 

Dr. Broschegg, Karl Standort „Krakau-Ernst von Rath“ 

Fricke, Osmar Standort „Krakau-General-Roetig“ 

Dr. Kipke, Alfred ‘Standort „Tarnow“ 


b) Distriktstandortführung Galizien 
ı. Hauptarbeitsgebiet „Stabsamt“ R 


Schröer, Wilhelm mit der Wahrnehmung der Geschäfte des 
Leiters des Hauptarbeitsgebietes „Stabsamt‘“ 
beauftragt 
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. Hauptarbeitsgebiet „Kassenleiter‘‘ : # 


Connato, Viktor Leiter des Hauptarbeitsgebietes 
„Kassenleiter“ 

3. Hauptarbeitsgebiet „Personalamt“ 

Kornfeld, Hans Leiter der Hauptstelle „Ahnennachweis“ 
4. Standortführer ; 

Stuffert, Johannes Standort „Drohobyez“ 

Nehring, Joachim Standort „Kamionka-Strumilowa“ 

Topp, Walter Standort „Lemberg-Land“ 

Dr. Albrecht, Heinz Standort „Stanislau“ 


c) Distriktstandortführung Lublin 
ı. Hauptarbeitsgebiet „Arbeits- und Sozialpolitik‘ 


Lang, Robert Leiter der Hauptstelle „Berufserziehung“ 
2. Standortführer 

Claas, Leonhard Standort „Cholm“ 

Busse, Otto Standort ‚„Hrubieszow“ 

Glatzer, Botho Standort „Krasnik‘ 

Schmidt, Adolf Standort „Krasnystaw“ 

Ziegenmeyer, Friedrich-Emil Standort „Lublin-Land“ 

Galler, Leonhard Standort „Radzyn“ 


N Distriktstandortfühbrung Radom 
ı. Hauptarbeitsgebiet „Schulung“ 
Dr. Rubehn, Justus Leiter des Hauptarbeitsgebietes „Schulungs- 
amt“ 
e) Distriktstandortführung Warschau 


ı. Arbeitsgebiet „Fraueneinsatz‘* 
Niedergesäs, Anneliese Leiterin des Arbeitsgebietes „Fraueneinsatz‘ 


Betrifft: Enthebung von Politischen. Leitern 


"In der Zeit vom 1.8. 1943 bis 8. 10. 1943 wurden von ihren Ämtern enthoben: 
Hohn, Heiner Mit Wirkung vom 26. 8. 1943 als Leiter des Hauptarbeits- 
gebietes „Stabsamt“ der Distriktstandortführung Krakau. 
Grund: Ausschluß aus = NSDAP. durch „Einstweilige 

Verfügung“. 


Saurmann, Fritz Mit Wirkung vom 28. 8. 1943 als Standortführer des Standortes 
„Lublin-Stadt“. Grund: Versetzung als Kreishauptmann 
nach Biala Podlaska. 


Concato, Walter Mit Wirkung vom 1.9. 1943 als Leiter der Hauptstelle „Kassen- 
verwaltung“ des Hauptarbeitsgebietes „Partei- und Finanz- 
verwaltung“ im Arbeitsbereich Generalgouvernement. 

Grund: Wurde zum Leiter des Hauptarbeitsgebietes „Kas- 
senleiter“ der Distriktstandortführung Galizien berufen. 


“ Uhlemann, Walter Mit Wirkung vom ı. 9. 1943 als Leiter des Hauptarbeits- 
- gebietes „Volkswohlfahrt“ der Distriktstandortführung Krakau. 
Grund: Versetzung in die Reichspropagandaleitung. 


Wühl, Josef Mit Wirkung vom 39. 9. 1943 als Leiter der Hauptstelle „‚Poli- 
" tische Beurteilung“ im Hauptarbeitsgebiet ‚„Personalamt“ der 
Distriktstandortführung Galızien. 


Grund: Dienstliche Überlastung. 
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Betrifft: Kommandierung von- Politischen Leitern 


Folgende Parteigenossen sind zum Arbeitsbereich Generalgouvernement der 
NSDAP. kommandıert worden: 


ı. Harling, Bruno, Gemeinschaftsleiter, Stellenleiter in der Partei-Kanzlei, mit 
Wirkung vom 1. 9. 1943 zur Dienstleistung als Sachbearbeiter für M-Angelegen- 
heiten im „Stabsamt‘‘ des Arbeitsbereiches Generalgouvernement der NSDAP. 


2. Maul, Philipp, Ortsgruppenamitsleiter der Ortsgruppe Darmstadt-Jägertor, 

z von der Gauleitung Hessen-Nassau mit Wirkung vom 1. 9. 1943 zur Dienst- 

leistung als Kreisstellenleiter im Hauptarbeitsgebiet „Volkswohlfahrt“ der 
Distriktstandortführung Warschau. 


Betrifft: Überweisung der Personalakten von Politischen Lei- 
tern bei Versetzung 


Bei Versetzung von Politischen Leitern aus parteidienstlichen oder zivilberuf- 
lichen Gründen mit gleichzeitigem Wechsel der Dienststellung und des Hoheitsgebietes 
müssen die Personalakten des Betreffenden unverzüglich an das neue Personalamt 
abgetreten werden. 

Hierbei ist folgendes zu beachten: 

ı. Bei Versetzung von Politischen Leitern der Standorte und Distriktstandorte 
innerhalb des Generalgouvernements, also von einem Distrikt in einen anderen 
oder zur Regierung, müssen die Personalakten sofort an das Personalamt der 
neuen zuständigen Distriktstandortführung übersandt werden. 

‘2. Die Aktenüberweisung bei Versetzung von Politischen Leitern in die Heimat 
oder in andere besetzte Gebiete usw. muß über das Personalamt des Arbeits- 
bereiches erfolgen. 

Die Akten sind jeweils mit der genauen Anschrift des Politischen Leiters im neuen 

Wohnort hier vorzulegen. 


Betrifft: Einreisegenehmigungen in das Generalgouvernement 


Die Partei-Kanzlei hat aus gegebener Veranlassung darauf hingewiesen, daß alle 
Parteigenossen, die im Auftrage von Partei-Dienstellen in das Generalgouvernement 
einreisen wollen, vorher die Genehmigung der Partei-Kanzlei benötigen. 


Um den Arbeitsgang zu erleichtern und nicht unnütze Zeit zu vergeuden, wird dazu 
folgendes bestimmt: 

Alle Parteigenossen, die im Auftrage der Partei, ihrer Gliederungen oder angeschlos- 
senen Verbände in das Generalgouvernement einzureisen beabsichtigen, benötigen 
zur Erlangung eines Durchlaßscheines einen Genehmigungsbescheid der Partei- 
Kanzlei. | 

Das Personalamt der Partei-Kanzlei wird in jedem Falle beim Personalamt des 
Arbeitsbereiches Rückfrage halten, ob die Einreise des betreffenden Parteigenossen 
erwünscht und unter den heutigen Verhältnissen verantwortet werden kann. 
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Damit nun der Weg abgekürzt wird, bitte ich in Zukunft alle Dienststellen der 
Partei im Generalgouvernement, ihre Anträge beim: Personalamt des Arbeitsbereiches 
einzureichen, damit von hier aus die Einreisegenehmigung bei der Partei-Kanzlei 
beantragt werden kann. 

Durch diese Maßnahme ist sichergestellt, daß keine Zeitversäumnis eintritt urid 
f ‚ alle Rückfragen vermieden werden, Es ist dabei erforderlich, dal die genauen Perso- 
BE nalien mit der derzeitigen Wohnanschrift des Betreffenden angegeben sind und eine 
unmißverständliche Begründung des Zweckes der Einreise beigefügt wird. 


Seifert 
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Verordnungsblatt 
NSDAP. Arbeitsbereich Schulung 
Generalgouvernement 


In dem vom Reichsorganisationsleiter — Hauptschulungsamt — mit Rund- 
schreiben Nr. 6/41 vom 24. April 1941 heraüsgegebenen Richtlinien für das Schulungs- 
rednerwesen wurde die Auslese, Ausbildung und Führung der Gau- und Kreisschu- 
lungsredner festgelegt. 

Nach Prüfung der im Generalgouvernement zur Verfügung stehenden Schulungs- 


kräfte wurden nachstehende Gau- und Kreisschulungsredner für den Arbeitsbereich 
Generalgouvernement ernannt: 


Reichsschulungs- und Reichsredner 


PerHolweger, Karl, Rrakau . .. 7! „2. 20... 82 0 Ausweis’ Nr; - .gI 
Pg. Schön, Waldemar, Warschau 
Pg. Gramss, Ernst, Sokolow 


Gauschulungsredner 

Be. Welke, Friedrich, Lemberg". v. „.. 2 22: u na. 202 2 Ausweis“Nr.=4823 
Pg. Pfliegner, Hans, "Warschau RT TER nr 5 „» 4822 
Pg. Hossfeld, Gerhard-Wilhelm, Krakau RN RE ; „4821 
P2. Hohlmann, Barl.. SEEUp a En ” „» 4820 
Pg. Kühne, Hans, Wärchat MINE a. 5 r » 4817 
Pg. Belz, Sepp, Krakau... . RENNEN BEN EEE a ss » 4819 
Pe. Hildebrandt, Ernst, Bea N en Br 5 » 4818 
Pg. Vieweg, Johannes, BanOK 2. Kr ER eb: 55 „4815 
Ber @lehn, Karl Tomiaschow.. 0 ne a ae en S » 4814 
Br. abrechsels Hans KIelcen a aan ee 5 » 4813 
Pg. Glas, Heinz, Przemysl . . SR RE VER a = » 4812 
Pg. Kirschnik, Eduard, Pulawy. ee Me WET DEE AR ER, 55 „4809 
Pg. Dr. Gruschinske, Paul, Warschau ren r » 4810 
Pe. Knaack, Herbert, Warschau, D . u Ku nn ee Br „4811 
Pg. Bruckmann, Robert, Krakau. . RR URN oh ” „ 4805 
Pg. Freudenthal Dr., Carl- ae Garwolin He s „4808 
Pg. Müller, Hans, Ozortkow.. . . AS et > „ 4804 
Pg. Scheerer, Karl, Lowitsch . . RE RÄT Sache „ „ 1948 
Pg. Blasczyk, Alois, Ostrow-— Warschau RE Pr „ 4816 
Pe Schöntbal, Adoll, Krakaug m un, Le re > „ 4807 
Pe. Koenemann, Heinrich, Krakau... EN See ” „» 4801 
Pg. Boesecke, Willi, Krakau RE RER EL ER Se LOB ETEET er „4802 
Pg. Wolters, Hans, Krakau ..... a a RT > „» 4803 
Kreisschulungsredner (im Distrikt Krakau) 

Ps: Eampert;. ‚Allred,, Krakau... 9.2.2 rn ent 2 2. Ausweis" Nr. 90545 
BEN Baubessıhlerberty, Krakau ua Sen. Se NE nn Eee, N » 30543 
DES Weigel Willi, Krakau eh Te Er = » 30542 
Pg.7 Vogt, "Iheodorx Miechow, 3 1 year ee ee Een % » 30541 
BerSehmuck, Oskar; "KrosnoW u... aa ae RT EN a „» 30540 
Pg. Bes, Alfred; Keyaca IN sr NE En ale » » 30537 
Pe%-Duensing,; Eduard, Krakau 2 1,2. en S » 30535 
Pe. Schomburg, Wilhelm, Bochnia5: 1. u.n un sera ar 2 » 30533 
Pemsihaden.vsünther, Krakau en ae ge ER TRNEN »Re2.1 5690593 
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Pg. Lange, Wilhelm, Krakau . . a »oalunani u. - Ausweis,Nt..: 30529 


Pg. Hüller, Dr. Herbert, Neu-Sandez . nn a ER ER » 30527 
Peg. Klauer, Eduard, Warow ER NEE BERN RE rc e „30528 
Pg. Krappitz, Helmut, REichsHale aa ne ee ee 5 „30521 
Pg. Simonsen, Willi, Reich ee e „» 30515 
PR2Gartenm Gedore, Faslorı, Meran el ae Na BE an le r% „30513 
Pe: Maas}: Georg, . Krakau. ee & 30509 
Po#'Starkawskt;; Johann? Krakau a a ee „30504 
Pg.. Florstädt, Hans, Stalowa-Wola. .. 2... 0.0 0... ” 30502 
Pr, Gebler YWerner; Krakau. Ka WE nen ee „30501 
Kreisschulungsredner (im Distrikt Warschau) 

Pg. Bandorski, Georg, Warschau . . 21. 2.2.2.2. 2,2... Ausweis Nr. 30524 
Pe2.Wehrtnitz.# Dr. Hans’sSiedleess Sr er Ar „30523 
Pe. Meyer, Hans, »Gora-Kalwaria 3. 2 Mn hau 3 „» 30522 
Pe. Ewert,- Helmuth, :Sochaczew. 1,03 ur > Ds 30520 
Pos, Scheu, Dr. Hans; Sochaezew mn rer 5 „ 30519 
Pe?Hioffmann,.Ernst, Skiemiewicer ra Eee ” „30516 
Pg. Kohlmeyer, Erich, ZSTALLOW RA ee NE s „ 30512 
Pg. Dr. Dachs, Erno- Erich, ZyTardoW N Re „ 30510 
Pg. Gerecke, Franz, Warschau... . . N er „ 30508 
‘ Kreisschulungsredner (im Distrikt ade) 

Pg. Suhre, Wilhelm, Radom-Land . . ............ Ausweis Nr. 30539 
Pg. von Schwarze, Horst, Starachowice . . . 2... 0. Mi » 3053 
Pen Witsebel, ‚Walter, ZOStTOwIecH oe ee N 5 „ 30531 
Peg. Motschall,- Bruno; ‚Ostrowiec A... 0 ml „ », 30530 
Pg. Weiss, Emil, Tschenstochau . . A A e »..30517 
Pg. Götz, Leonhard, Tomaschow-West. 2.22.2220. is „30514 
Pg. Richert—, Samuel, osaya Fr ET Ne a. „30511 
Pg. Schneider, Oskar, Radom-:. . . DEREN 4 ». 30505 
Kreisschulungsredner (im Distrikt Lublin). 

Pg: Norgall, Günter, Radzyn . . . ». . 2.2 .2..2.%.. . Ausweis Nr. 30534 
Pg. Messner, Wilhelm, Bilara) en en a le 55 » 30507 
Kreisschulungsredner (im Distrikt Galizien) ö 
Pg. Topp, Walter, Lemberg . ........ 0.2.20... .. Ausweis. Nr. 30544 
Pg. Schimitz, Theodorf, Kaluse TEN RUE TUR A RER IE „30536 
Pg. Hoflmann, Heinrich, EEE N 5 » 30525 


Pe. Kehrle, Hans, Stanislau. . . EN N 5 „30503 


Betrifft: Berichtswesen 


Aus Gründen der Zeit und Papierersparnis ordne ich an, daß ab 1. Oktober ı 43 
nicht mehr monatlich, sondern vierteljährlich Berichte der Standort- und Kreisschu- 
lungsleiter über die Distriktschulungsleiter an das Hauptarbeitsgebiet Schulung zu 
ag sind. Der Tätigkeitsbericht muß folgendes enthalten: 

. Es wurden ‚durchgeführt; 
Zahl der Schulungsveranstaltungen und Zahl der Teilnehmer. 
Zellensprechabende, Feierstunden, Lebensfeiern. 

2. Es wurden folgende Themen behandelt: 

Die Aussprache erstreckte sich auf folgende wesentliche Fragen. 
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3. Rednereinsatz und Beurteilung der Redner. 
Es sprachen folgende Redner: 


4.. Allgemeines. Wünsche, Anregungen und Vorschläge. 

Die weltanschauliche Berichterstattung, wie sie von der Diensistelle des Reichs- 
leiters Alfred Rosenberg angeordnet ist, bleibt in der bisherigen Form weiterbestehen 
und bezieht sich auf folgende, streng zu beachtende Punkte: 


ı. Biologische Lage: 

a) Geburtenbewegung 

b) Eheschließungen 

c) Fremdvolkfragen 

d) Volksgesundheit 
. Weltanschauliche Lage: 

a) Weltanschauliche Auswirkungen propagandistischer und tagespolitischer 

Maßnahmen ! 

b) Angriffe gegen Führer und politische Persönlichkeiten 
c) Evangelische Kirche E 
d) Katholische Kirche - 

e) Sekten 

f) Freimaurer 

g) Judentum 
3. Weltanschauliche Erziehung: 

a) Partei und Gliederungen 

b) Jugend 

c) Staat (Schule usw.) 

d) Wehrmacht i 
4. Kulturelle Lage: 

a) Schrifttum und Presse 

b) Bildende Kunst (Theater usw.) 

c) Darstellende- Kunst 
. Volkskunde und Feiergestaltung: 
3 Allgemeine und weltanschauliche Feierstunden 


N 


an 


b) Lebensfeiern : 
c) Pflege deutschen Brauchtums 


Die weltanschaulichen Berichte sind genauestens auszuführen und als vertraulich 
zu behandeln. 


‘ Betrifit: Weltanschauliche Schulung der Erzieher und Beamten 


Durch die Stillegung der Arbeit des Hauptamtes für Beamte und den Reichsbund 
deutscher Beamter (Anordnung A 8/43 und A 10/43) entfällt die seitens dieser beiden 
angeschlossenen Verbände bisher betriebene weltanschauliche und fachliche Schulung 
und wird über die Dauer des Krieges durch die Partei selbst übernommen. Sie erfolgt 
durch das Hauptarbeitsgebiet Schulung und die ihm nachgeordneten Kreis- und 
- Standortschulungsämter der NSDAP. 

Die Distrikts- und Kreisschulungsämter ziehen .zur ehrenamtlichen Mitarbeit 
einen geeigneten Parteigenossen heran, der in Personalunion die Aufgaben der welt- 
anschaulichen Schulung der Erzieher und Beamten lenkt. Ist der Schulungsleiter 
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Lehrer oder Beamter, soll er möglichst die Durchführung dieser Aufgabe selbst über- 
nehmen. Jede organisatorische Erfassung der Erzieher und Beamten zum Zweck 
politisch weltanschaulicher Schulung hat unter allen Umständen zu: unterbleiben. 


Betrifft: Übergabe von Dienstunterlagen und Material bei 
\: Amtsnachfolge ur 


Aus gegebener Veranlassung weise ich darauf hin, daß bei Umbesetzungen von 
Schulungsleitern infolge Einberufungen usw. den Nachfolgern stets die gesamten Unter- 
lagen sowie alles dazugehörige Schulungsmaterial zu übergeben sind. 

Die für. Schulungsredner zur Verfügung gestellten Rednerunterlagen sind Eigen- 
tum des Schulungsamtes und müssen an dasselbe zurückgegeben werden. 


Betrifft: Lehrgänge an der Schulungsburg Krakau 


An der Schulungsburg Krakau finden folgende Lehrgänge statt: 
Vom ı8. Okt. bis 23. Okt. 1943 Arbeits- und Sozialpolitik 
v : (Betriebsobmänner) er 
» 25. Okt. bis 30. Okt. 1943 Fraueneinsatz 
(Singeleiterinnen) 
5% 1. Nov. bis 6. Nov. 1943. NSV 
= 8. Nov. bis 13. Nov. 1943 SA-Sturmführer 
„ 15. Nov. bis 20. Nov. 1943 Fraueneinsatz 
» 22. Nov. bis 27. Nov. 1943 Arbeits- und Sozialpolitik 
(Betriebsobmänner) 
„29. Nov. bis 4. Dez. 19438 NS-Volkswohlfahrt 
A 6. Dez. bis ır. Dez. 1943 Landvolk 


Betrifft: Kriegseinsatz der Schulung der NSDAP 


Reichsleiter Rosenberg hat über die Aufgabe der Schulung der NSDAP im Krieg 
folgende Richtlinien aufgestellt: 


Jede Arbeit der Schulung dient jetzt dem Kriege und dem Siege. _ i 


Die Schulung muß im Kriegsgeschehen immer wieder die Idee in den Mittelpunkt 
der Bewegung stellen, von der unser Kampf ausgegangen ist. 


Die Schulung muß für die Bewegung für eine höhere Erkenntnis des Geschehens 
sorgen, als der Öffentlichkeit gegenüber angegeben werden kann. Der Parteigenosse 
soll tieferen Einblick in alle Vorgänge nehmen als der Volksgenosse, der nur durch di 
Propaganda erreicht wird. ? 


Die Schulung muß aktuell sein, ohne jemals aus den großen Zusammenhängen 
zu treten. Sie muß alle Ereignisse der Politik und des Krieges dem Verständnis der 
Mitglieder der Bewegung nahebringen. Sie stellt besonders die Führerreden in den 
Mittelpunkt der Behandlung. 
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Die Schulung weckt alle sittlichen Kräfte der Bewegung und setzt sie für den Sieg 
ein. Sie dient dem Glauben an die Mission, für die wir zu kämpfen haben. 


Die Schulung lenkt unablässig den Blick auf den kommenden Staat der unver- 
äußerlichen sozialen Gerechtigkeit als der ersten Erfüllung der nationalsozialistischen 
Ideale für die kämpfende Nation. 


Die Arbeit der Schulung richtet sich auch gegen alle niederziehenden Kräfte, 
Gerüchtebildung, Defaitismus usw. 


Die Schulung bezieht die schärfste Stellung gegen alle zerstörenden Mächte, die 
andere Völker uns zu Gegnern machen. 


Die Schulung behandelt das Verhältnis zu den europäischen Völkern und bereitet 
das Verständnis für ein künftiges Europa vor. 

Die Schulung zeigt den Weg des deutschen Volkes in seiner Geschichte und er- 
weist, daß nur unser Sieg den Sinn des Schicksals erfüllen kann. 


Die Schulung zeigt, daß das Glück der Nation dem Glück des einzelnen vorzugehen 
hat, ja, das Opfer des einzelnen fordern muß, um bestehen zu können. Sie zeigt, daß 
jedes verlorene Einzelleben unverloren in der Nation weiterlebt, die sein Denken, 
Fühlen und Wesen unverlierbar in sich trägt. 


Die Schulung hat in den weltanschaulichen Feierstunden immer wieder dafür zu 
sorgen, daß die Angehörigen unserer Bewegung Einkehr in unser Wesen und 
Erhebung über den Alltag finden. 


Die Schulung hat dafür zu sorgen, daß alle deutschen Menschen in arteignen Le- 
bensfeiern neue Kräfte schöpfen können. 


Die Schulung hat dafür zu sorgen, daß sich in der Bewegung der Geist der Front 
mit dem der Heimat trifft. Angehörige der Nationalsozialistischen Bewegung, die 
von der Front zurückkehren oder im Urlaub Ve sollen vor allen Einheiten der 
Bewegung sprechen. 


Die Schulung soll alle Einheiten der Bewegung wieder zu Erlebnisgemeinschaften 
wie einstin der Kampfzeit machen. Jeder Sieg oder jeder Rückschlag muß sie als 
Gemeinschaftsbewegung zu immer höherem Einsatz anspornen. 


Die Ortsgruppen und Einheiten müssen im allgemeinen mit ihren eigenen Kräften 
ihr geistiges Leben bestreiten. Auf Redner von außen zu warten, bedeutet Verzicht 
auf eine immer wache und lebendige Gemeinschaft. 


In der Aussprache sollen Spannungen ihre Lösung finden. In ihr sollen alle Fragen 
geklärt werden. Ein Schulungsvortrag ohne Aussprache ist nur halbe Arbeit. 


Wenn dieser Krieg vorüber ist, müssen alle Einheiten der Bewegung von sich 
sagen können, daß sie sich nicht im Geschäftlichen und in der Tagesarbeit erschöpft 
haben, sondern Burgen der Hoffnung und des Glaubens waren und jedes Ereignis 
mit der dem Nationalsozialismus zukommenden Haltung beantwortet haben. 


Die Schulungsleiter sind für die Durchführung dieser Maßnahmen verantwortlich. 


. Holweger 
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Verordnungsblatt 
NSDAP. Arbeitsbereich Volkswohlfahrt 


Generalgouvernement 


Betrifft: Soldatenbetreuung (neue Aufgabe) 


1. Die NSDAP, Hauptarbeitsgebiet Volkswohlfahrt, hat als neue Aufgabe die 
Soldatenbetreuung zugewiesen erhalten. 


2. Die hierfür vorgesehenen Gelder sollen dazu dienen, den aus dem Generalgou- 
vernement zur Front abrückenden Soldaten, Legionären und zur Bandenbe- 
kämpfung eingesetzten Polizeimannschaften Liebesgaben in beschränktem Um- 
fang als Gruß der Heimat zu überreichen oder sie zu geselligem Beisammen- 
sein in Kameradschaftsveranstaltungen zu vereinen. 


Bei Kameradschaftsveranstaltungen ist wie folgt zu verfahren: 


a) Entstehen uns durch diese Veranstaltungen keinerlei Kosten, so erhält jeder 
Soldat das Liebesgabenpäckchen ; { 

b) müssen wir bei den Veranstaltungen als Kostenträger auftreten, so können 
pro Mann 10 Zl ausgegeben werden. Eine Verteilung von Päckchen findet 
dann nicht statt. 


Einheiten bzw. einzelne Soldaten, die außerhalb des Generalgouvernements 
zur Front in Marsch gesetzt sind, werden nicht betreut. ; 


3. Diese neue Aufgabe wird auf Initiative der Hoheitsträger durchgeführt, um 
diesen Gelegenheit zu geben, ihre Beziehungen zur Wehrmacht besonders zu 


pflegen. 
4. Die Hoheitsträger — Leiter und stellv. Leiter des Arbeitsbereiches, Distrikt- 
standortführer, Kreisstandortführer und Standortführer —, in deren Standorten 


Einheiten vorhanden sind, die in regelmäßigen Abständen Soldaten in Form 
von Einzeltransporten oder Marschbataillonen vom Generalgouvernement aus 
zur Front entsenden, fordern vom, Hauptarbeitsgebiet Volkswohlfahrt eine 
bestimmte Anzahl Liebesgabenpäckchen an. Die in Ihrem Distrikt in Frage 
kommenden Standorte wollen Sie meinem Schreiben vom 22. 8. 1943 entnehmen. 
Die Betreuung erfolgt durch die Dienststellen des Hauptarbeitsgebietes Volks- | 
wohlfahrt nach Verembarung mit dem zuständigen Hoheitsträger. Ausreichende 
Päckchen sind vorrätig zu halten. 


5. Bei der Vorbereitung der Päckchen muß beachtet werden, daß die Verbuchung 
des Abganges richtig erfolgt und nur das Kontingent für Soldatenbetreuung 
Belastung bekommt. 


6. Die Päckchen sollen, wenn möglich, enthalten: Zigaretten, Süß- und Dauer- 
backwaren. Der Wert von 10 Zl je Päckchen darf nicht überschritten werden. 
Besondere Wünsche des Hoheitsträgers bezüglich der Betreuung sind, soweit 
möglich, zu berücksichtigen. 

7. Zur Vermeidung der Schaffung neuer Lager für diese Aufgabe wird im Ein- 
vernehmen mit dem Hauptverband Zucker- und Süßwarenwirtschaft im GG 
und der Generaldirektion der Monopole ein bestimmter Prozentsatz des Kontin- 
gentes für Verwundetenbetreuung abgezweigt. Die Höhe dieser Abzweigung 
beträgt vorerst 10%. 3 
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8. Durch die Hauptstelle Finanzverwaltung des Arbeitsbereiches erfolgen beson- 
dere Anweisungen über lager- und buchmäßige Erfassung. 


9. Über die erfolgte Betreuung ist monatlich und zwar bis zum 10. eines jeden 
Monats für den vergangenen Monat, erstmalig bis zum 10. 10. 1943, Mel- 
dung zu erstatten. Fehlanzeige ist erforderlich. 


10. Die Hoheitsträger werden. vom Stabsamtsleiter der NSDAP Arbeitsbereich 
Generalgouvernement entsprechend unterrichtet. 


Betrifft: Wehrmachtbetreuung Verwundetenbetreuung — Be- 
treuung von Luftkriegsverletzten in Krankenhäusern 


und Lazaretten 


In dieser Angelegenheit gebe ich Ihnen nachstehendes zur Kenntnis: 


„Im Einvernehmen mit dem Leiter der Partei-Kanzlei und dem Luftkriegsschäden- 
Ausschuß teile ich Ihnen mit, daß mit sofortiger Wirkung auch die Verwundeten 
und Verletzten des Luftkrieges in die Verwundetenbetreuung einzubeziehen sind. 


Es sind daher alle Volksgenossen, einschließlich Frauen und Kinder, die außer- 
halb des Einsatzes durch unmittelbare oder mittelbare Feindeinwirkung bei Luft- 
angrifflen verwundet oder verletzt wurden und in Krankenhäusern oder Lazaretten 
Aufnahme gefunden haben, betreuungsmäßig den verwundeten oder kranken Sol- 
daten gleichzustellen. ; 


Volksgenossen und HJ-Angehörige, die im Wehrmacht- oder öffentlichen Luft- 
schutzdienst verwundet oder verletzt wurden, sind wie Wehrmacht- oder’ Polizei- 
angehörige im Einsatz zu behandeln. 


Die Meldung der Luftkriegsverletzten ist künftig gesondert auf einem Bogen zu- 
sammen mit dem jeweils am 10. eines jeden Monats vorzulegenden statistischen Mo- 
natsbericht über Verwundetenbetreuung einzureichen, aber unterteilt nach Männern, 
Frauen and Kindern. 


An Betreuungsgütern stehen entsprechend der Lazarettbetreuung von Wehrmacht- 
angehörigen Zigaretten, Gebäck und Süßwaren zur Verfügung. Die Zuteilung an 
Kinder beträgt an Stelle von Zigaretten insgesamt 200 g Süßwaren. Bei Frauen können 
auf Mrs der Verletzten an Stelle der Zigaretten 100 g Süßwaren mehr verabfolgt 
werden. 


Der im Fernschreiben vom 26. Mai d. J. festgelegte Betreuungssatz für Verwundete 
in Lazaretten gilt auch für diese Verletzten und ist auch Ihren Betreuungsmaßnahmen 
für Luftkriegsverletzte zugrunde zu legen. Der Nachweis der verwendeten Mittel ist 
über das Hauptbuchkonto „Wehrmachtbetreuung‘“, Unterkonto „Verwundetenbe- 
treuung“, zu führen. Das Unterkonto „Verwundetenbetreuung“ erweitert sich hier- 
durch um Position) — Betreuung von Luftkriegsverletzten.“ 


Im vierteljährlich einzureichenden statistischen Arbeitsbericht ist unter Wehr- 
machtbetreuung Abs. ı, 5 — Betreuung von Luftkriegsverletzten — die Zahl der 
angegebenen Portionen bzw. Betreuungsfälle auszuweisen. 2 


Ich bitte dieser Anordnung entsprechend zu verfahren und die Meldungen hierher 
ordnungsmäßig und termingerecht vorzunehmen. 
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Betrifft: Ideelle Betreuung der Angehörigen von Soldaten (Sol- 
datenfrauen und -mütter) u. Kriegshinterbliebenen in 
Form von kulturellen Veranstaltungen. 


Zu den Aufgaben der Soldatenbetreuung, die das Hauptarbeitsgebiet Volkswohl- 
fahrt durchzuführen hat, gehört auch die ideelle Betreuung von Angehörigen der zur 
Wehrmacht oder zum Dienst in der Polizei einberufenen Männer (Soldatenfrauen 
und -mütter) und Kriegshinterbliebenen in Form von kulturellen Veranstaltungen. 


Nachstehend gebe ich Ihnen Richtlinien zur Durchführung dieser Betreuung. 


Die kulturellen Sonderveranstaltungen haben in erster Linie den Zweck, den 
Angehörigen unserer Soldaten, den Müttern und Frauen sowie den Hinterbliebenen 
Unterhaltung und Entspannung zu bieten und ihnen gleichzeitig die Gewißheit zu 
geben, daß die NSDAP. sich ihrer besonders annimmt, an sie denkt und bemüht ist, 
mit den Frauen und Müttern der Soldaten die Sorge um die Kämpfer an der Front 
zu teilen und nach Möglichkeit leichter tragbar zu machen. 


Durch Teilnahme der Hoheitsträger an den Veranstaltungen wird diesen Gelegen- 
heit gegeben, weltanschaulich den Angehörigen den Einsatz und die Opfer unserer 


Soldaten zu begründen und so eine Festigkeit und gemeinsame Ausrichtung im Sinne 
der NSDAP. zu erreichen. \ 


Bei der Durchführung dieser Sonderveranstaltungen — ich denke hierbei an 
Konzerte, Dichterlesungen, Liedersingen und Theater — soll die Hauptstelle Werbung 
und Schulung in Verbindung mit dem Hauptarbeitsgebiet Propaganda für die künst- 
lerische Ausgestaltung Sorge tragen. 


Mit Rücksicht auf die gegenwärtigen Sicherheitsverhältnisse, aber auch mit 
Rücksicht darauf, daß es nicht möglich sein wird, in jeder Ortschaft oder in jedem 
Standort solche Veranstaltungen durchzuführen und daß es sich daher als notwendig 
erweisen wird, die Soldatenangehörigen usw. mindestens kreisweise zusammen- 
zuziehen, werden die vorgesehenen Veranstaltungen zweckmäßigerweise auf den 
frühen Nachmittag verlegt. Sie sollen nicht länger als 2 Stunden dauern. 


Es ist besonders darauf zu achten, daß bei den Einzuladenden mit größtem Takt- 
gefühl vorgegangen wird. Die Politischen Leiter, die Block- und Zellenleiter der 
NSDAP. nehmen am besten die Einladung unserer Soldatenmütter und -frauen 
persönlich vor. Außerdem wird es oft zweckmäßig sein, wenn der Blockleiter Soldaten- 
mütter und -frauen, die sehr abgelegen wohnen, selbst zu Veranstaltungen begleitet. 
Auf jeden Fall ist es für das Gelingen dieser ganzen Betreuungsaktion entscheidend, 
inwieweit persönliches Taktgefühl und Einfühlungsvermögen mitsprechen und mit- 
wirken. Mütter oder Frauen, die erst vor einigen Tagen ihren Sohn oder Mann ver- 
loren haben, sind selbstverständlich nicht einzuladen, da sie in der ersten Zeit bestimmt 
nicht aufnahmebereit sind. 


Ich ersuche Sie, im Einvernehmen mit dem zuständigen Hoheitsträger schon jetzt 
die Vorbereitungen zu treffen, daß beginnend ab Oktober 1943 der obengenannte 
Personenkreis in regelmäßigen Veranstaltungen, die mindestens alle drei Monate 
stattfinden sollen, zusammengenommen wird. 


Seitens der Hauptstelle Werbung und Schulung werden Ihnen in allernächster 
Zeit Vorschläge für die Gestaltung dieser Sonderveranstaltungen zugeleitet werden. 
Die organisatorischen Maßnahmen bitte ich jedoch möglichst umgehend in Angriff 
zu nehmen. \ 


Über jede Veranstaltung: ist gesondert zu berichten. 


Die in Frage kommenden Kosten sind über das Hauptbuchkonto „Wehrmachts- 
betreuung V., ideelle Betreuung der Angehörigen von Soldaten“ zu verbuchen. 
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Der Beauftragte für das Winterhilfswerk im Generalgouver- 
nement 


Richtlinien 
für die Durchführung des Kriegswinterhilfswerke 1943/44 


I. Allgemeines 


Die im Vorjahre herausgegebenen „Anordnungen zur Durchführung des Winter- 
hilfswerkes des Deutschen Volkes im Generalgouvernement“ behalten als generelle 
Bestimmungen ihre Gültigkeit, deren erneutes Studium ich allen Mitarbeitern zur 
Pflicht mache. Soweit einzelne Abschnitte derselben ergänzungs- oder abänderungs- 
bedürftig sind, erfolgt dieses durch Deckblätter. Das diesjährige Winterhilfswerk führt 
die Bezeichnung „Kriegswinterhilfswerk 1943/44“. Es beginnt am 1. September 1943 
und endet am 31. März 1944. ‘ 


II- Aufgaben 


Der vom Kriegswinterhilfswerk 1943/44 zu betreuende Personenkreis wird sich 
wie bisher zusammensetzen aus: ü 


a) erwerbslosen Reichs- und Volksdeutschen, die nicht mehr arbeitseinsatzfähig _ 


sind, 
b) Reichs- und Volksdeutschen, die von der öffentlichen Fürsorge betreut werden, 
c) Kriegsbeschädigten und Hinterbliebenen, deren Rente zur Deckung der im 
Winter erhöhten Lebensunterhaltungskosten nicht ausreicht, 
d) hilfsbedürftigen Reichs- und Volksdeutschen, insonderheit solchen, die durch 
Kriegsauswirkungen in Not geraten sind, 
e) Deutschstämmigen, die als tauglich durchgeschleust und einer Betreuung 
würdig sind. 
Als würdig sind solche Deutschstämmigen zu betrachten, die in ihrer ganzen 
Haltung sich bemühen, deutsch zu denken und zu fühlen, die ihre Kinder in 
deutsche Kindergärten bzw. deutsche Schulen schicken usw. 
Darüber hinaus sind in den Kreis der zu Betreuenden aufzunehmen: 
f) Deutschstämmige im Besitze eines Deutschstämmigkeitsausweises, die im letzten 
Winter als noch nicht durchgeschleuste Deutschstämmige vom WHW betreut 
wurden und nicht zu der unter e) aufgeführten Gruppe gehören. Sie werden 


auch in diesem WHW betreut, und zwar mit 50% des allgemeinen Betreuungs- 
satzes. 


III. Planung 


Die Distriktsbeauftragten für das WHW erhalten einen Planungsbescheid, der-den 
Umfang der den Distrikt zur Verfügung stehenden Mittel festlegt. Sollten darüber 
hinaus weitere Mittel zur Durchführung der gestellten Aufgaben erforderlich sein, 
so sind diese unter eingehender Begründung rechtzeitig zu beantragen. 


Käufe für Betreuungszwecke, auch im Rahmen der zugewiesenen Mittel, dürfen 
nur mit Genehmigung des Bauftragten für das WHW im Generalgouvernement 
(Organisation — Finanzverwaltung) durchgeführt werden. 

IV. Spendenaufköommen 
Allgemeines ' } 
Bei Durchführung der Sammlungen ist schärfste Disziplin der Sammler erforderlich. 


Es ist streng darauf zu achten, daß die vom Führer geforderte Einhaltung des Grund- 


eiri der‘unbedingten Freiwilligkeit jeder Spendenleistung in vollem. Umfang gewähr- 
eistet ist. | i 
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ı. Lohn und Gehaltsopfer . 

Die Erfassung des Lohn- und Gehaltsopfers erfolgt in der bisherigen Weise. Der 
von der Regierung des Generalgouvernements dieserhalb ergangene Runderlaß wird 
von hier unter Beifügung der erstellten Berechnungstabellen bis zu den Standort- 
beauftragten herunter zur Verteilung gebracht. Die Berechnungstabellen weisen 
auch die entsprechenden Richtlinien auf (vgl. beigefügtes Deckblatt ı für die „An- 
ordnungen zur Durchführung des WHW“). 

2. Firmenspenden 

Die Erfassung des Firmenopfers erfolgt auch in diesem Jahre nach den Anordnungen. 


%. Sonderspenden N 
‘Über die am 390, Januar, dem „Tag der Machtübernahme“, und im Monat 
März durchzuführende „Schlußspende“ ergehen zu gegebener Zeit besondere An- 
ordnungen. 7 
4. Opfersonntage 
Die Termine für die Opfersonntage sind: 


ö ı. 12. September 1943 5. 9. Januar 1944 
2. 10. Oktober 1943 6. 20. Februar 1944 
3. 7. November 1943 7. 12. März 1944 } 


4: 5. Dezember 1943 


Sie werden mit den reichseinheitlich festgelegten Sammellisten als Dienststellen- 
resp. Haussammlungen durchgeführt. Die Verwendung von sog. Kontroll-Listen, die 
Eintragungen von früheren Spenden enthalten, ist verboten. 

Infolge des Mangels an Helfern kann mit den Sammlungen zu den Opfersonntagen 
bereits am Freitag vor dem festgesetzten Termin begonnen werden. 


5. Büchsensammlungen £ 


Infolge des Mangels an Rohstoffen und Arbeitskräften werden für die Dauer des 
weiteren Krieges keine WHW-Abzeichen mehr hergestellt. Diese Sammlungen sind 
daher als reine Büchsensammlungen durchzuführen. Die Termine hierfür sind: 


5 1. 25./26. ‘September 1943 5. 5./6. Februar 1944 
2. 23./24. Oktober 1943 6. 4./5. März 1944 
3. 20./21. November 1943 7. 1./2. April 1944 


4. 18./19. Dezember 1943 


Die zur Durchführung der einzelnen Büchsensammlungen zum Einsatz kommenden 
Organisationen werden von Fall zu Fall bekanntgegeben. A 
Bei Durchführung dieser Sammlungen ist es verboten, 

an Einzelpersonen und Firmen Spendeauflorderungen zu. schicken, 
den Ertrag. der Büchsensammlungen durch zusätzlichen Lohn- ünd Gehalts- 
abzug, \ 
den Ertrag durch geschlossenes Abführen von Stundenlöhnen oder zusätz- 
licher Ableistung von Arbeitsstunden zu steigern. 


Verboten ist weiter die Sammlung von Gewinnen jeder Art zur Durchführung 
von Tombolen sowie die Durchführung von Tombolen:selbst, sofern bewirtschaftete, 
bezugsbeschränkte oder verknappte Waren verlost werden. Die Verwendung von 
Sammellisten bei den Büchsensammlungen ist grundsätzlich untersagt. Sie dürfen 
auch in ländlichen Gebieten nicht verwendet werden. Die Büchsensammlungen sind 
nur am Sonnabend und Sonntag durchzuführen. 
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6. Gebietseigene Sammlung Ä 
Die. „Gebietseigene Sammlung“ wird im Januar 1944 durchgeführt. Für sie gelten 
grundsätzlich die gleichen Bestimmungen wie bei den übrigen Büchsensammlungen. 
7. Sammlung der Wehrmacht \ \ 
Der „Tag der Wehrmacht“ findet nicht mehr statt. Es ist ein Sammeltag wie jeder 2 
andere auch und läuft unter der Parole: 
„Soldaten sammeln für das WHW“. i 
Die Sammlung findet am 18./19. März 1944 statt. Es sind grundsätzlich die gleichen 3 
Bestimmungen zu beachten wie bei den Büchsensammlungen. Die Bezeichnung „Tag % 
der Wehrmacht“ ist nicht mehr anzuwenden. ; 
8. Tag der Deutschen Polizei ; } 


Mit Rücksicht auf die außerordentliche Beanspruchung der Deutschen Polizei ] 
in Erfüllung zahlreicher Kriegsaufgaben findet auf Anordnung des Reichsführer-4 R 
und Chefs der Deutschen Polizei der „Tag der Deutschen Polizei‘ nicht statt. P a 


9. WHW-Briefmarken / w 
Die Ausgabe von WHW-Briefmarken erfogt auch in diesem Jahre nicht. 
FR 10. Sammelbüchsen 


Von der Aufstellung von Sammelbüchsen in deutschen Gaststätten, deutschen 
Wirtschaften und deutschen Dienststellen ist auch in diesem Jahre weitgehendst 
Gebrauch zu machen. Die Kontrolle und Leerung der Büchsen ist regelmäßig, min- 
destens aber einmal monatlich durchzuführen. 


11. Wunschkonzerte 


Die Durchführung von Wunschkonzerten ist ausschließlich den Sendern des Grois- 
dertschen Rundfunks vorbehalten. 


ı2. Veranstaltungen der Wehrmacht und Sonderveranstaltungen 


Hiervon ist in diesem Winter reger Gebrauch zu machen. Die hierüber in den 
‚ „Anordnungen“ ergangenen Weisungen sind auf’jeden Fall zu beachten. 


13. Opferbuch 


Das Auflegen von WHW-Opferbüchern ist verboten. Auch jede andere Spenden- 
werbung als Ersatz ist untersagt. 


14. Spendenmarken 


Spendenmarken werden im WHW 1943/44 nicht ausgegeben. 


Die Spendenmarken des Vorjahres sind einzuziehen und nach hier zur Abliefe- 
rung zu bringen. f 


Fe 


V. Betreuungsmaßnahmen 


ı. Grundsätze der Betreuung 


Um eine planvolle und möglichst einheitliche Betreuung des unter II aufgeführten 
Personenkreises sicherzustellen, werden Richtsätze festgelegt, die bei der Bedürftig- { 
keitsprüfung zugrunde zu legen sind. Danach kann eine Betreuung durch das WHW 
erfolgen, wenn die nachstehend äufgeführten Einkommenshöchstgrenzen im 
allgemeinen nicht überschritten werden. 


wöchentlich Z] monatlich ZI 
SUN ERLERNEN RT ren 41 175 
» ‚kinderlose, Ehepaare 21. U. A N 59 255 
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Für jedes weitere Kind ist bei dem Einkommen ein Zuschlag von 60 ZI monatlich 
zu berücksichtigen. } 
Liegt das Einkommen bei Antragstellung um einen geringen Betrag über den vor- 
enannten Richtsätzen, so kann bei festgestellter Hilfsbedürftigkeit in Ausnahme- 
fällen die Aufnahme der Betreuung trotzdem bejaht werden. Dieses wird immer da 
der Fall sein, wo 
ı. dem Antragsteller auf Grund besonderer Berufstätigkeit ein höheres Existenz- 
minimum zugebilligt werden muß, 
2. Kinder durch den Besuch einer höheren oder auswärtigen Schule erhöhte Aus- 
gaben verursachen, j 
3. Kinder sich in einer Berufsausbildung befinden, die besondere Geldausgaben | 
erfordert bzw. dadurch einen starken Verschleiß an Bekleidung haben. | 
4. heiratsfähige Töchter zur Beschaffung der Aussteuer aus eigenem Einkommen 
eine Sparaktion betreiben. 
Im allgemeinen ist das Nettoeinkommen erwerbstätiger Kinder mit 70% in Ansatz 
zu bringen. Solange sich dieselben noch in der Berufsausbildung befinden und die 
Vergütung hierfür im Monat 75 Zl nicht übersteigt, findet eine Anrechnung derselben ‘ 
nicht statt. Staatliche Kinderbeihilfen bleiben bei der Errechnung des Einkommens ; 
ebenfalls außer Ansatz. Dagegen sind etwa gewährte Erziehungsbeihilfen als H 
Einkommen zu berücksichtigen: In den obenerwähnten und ähnlichen, Fällen ist N 
über die Höhe der Anrechnung des Einkommens der Kinder von Fall zu Fall zu 
entscheiden. Grundsatz jedoch ist und bleibt, daß das Einkommen aller zum Haushalt 
, des Antragstellers gehörenden Personen im WHW-Unterstützungsantrag aufzu- 
nehmen ist. j 


2. Betreuung / 

Die Betreuung wird mit Wertscheinen des Winterhilfswerkes und mit Sachspenden 
(Bekleidung, Wäsche und Schuhzeug) durchgeführt. 

Das Wertscheinsystem ist erstrangig dort durchzuführen, wo sich für die Betreuten \ 
die Möglichkeit bietet, die Wertscheine zu jeder Zeit nutzbringend zu verwenden. 
Da dieses auf dem Lande zum größten Teil nicht möglich ist, soll hier das Schwer- 
gewicht der Betreuung auf Sachleistungen verlagert werden. 


Der. Betreuungssatz pro Kopf für das gesamte Generalgouvernement ist mit Aus- 


nahme für die Stadt Warschau einheitlich festgesetzt und beträgt a 
in der Stadt Warschau ........ 210Zl pro Kopf or 
in allen übrigen Orten. . . 2. 2... .186Z1 pro Kopf ! 


Diese Sätze stellen Höchstbeihilfen dar. Je nach Lage der Verhältnisse kann 
vom Standortbeauftragten auch ein niedrigerer Unterstützungssatz festgesetzt werden. 
Eine Erweiterung der Beihilfen ist nur in Ausnahmefällen bei Feststellung besonderer 
} Unterstützungswürdigkeit und eines außerordentlichen Notstandes zulässig. In 
solchen Fällen darf der Standortbeauftragte den Betreuungssatz um höchstens ein N 
ih Drittel überschreiten. Bei notwendiger Überschreitung der Beihilfen über ein Drittel 
BUN, des Betreutenhöchstsatzes sind die Anträge mit einer kurzen, aber erschöpfenden 
Stellungnahme dem Distriktstandortbeauftragten zur Entscheidung vorzulegen. 
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In Fällen plötzlich eintretenden Notstandes Betreuter können über den Betreuungs- 
satz hinaus einmalige Beihilfen bis zu 100 Zl im Einzelfalle vom Distriktstandort- 
beauftragen bewilligt werden. Anträge, die den Betrag von 100 Zl überschreiten, 
sind dem Beauftragten für das WHW im Generalgouvernement durch die Distrikt- 
standortbeauftragten vorzulegen. Dem begründeten Gesuch ist der WHW-Unter- 
stützungsantrag beizufügen. 


Die monatlichen Betreuungssätze werden gestaffelt, damit in den ausgesprochenen 
Wintermonaten eine wırksamere Hilfe gewährleistet ist. 
Die Betreuungsquote für die einzelnen Monate ist wie folgt festgesetzt: 
Monat Oktober 10% 
7 November 15% 
Dezember 25% 


Januar 20% 
Februar 20% 
März 10% 

100% 


Die Ausgabe der Wertscheine an die Betreuten hat in der Zeit vom ıo. bis 15. 
eines jeden Monats ab Oktober 1943 zu erfolgen. Eine Verwendung von Wertscheinen 
für andere als für Betreuungszwecke ist unzulässig, insbesondere dürfen in keinem 
Falle Wertscheine zur Bezahlung amtseigener Einkäufe ausgegeben 
werden. Mitarbeiter, die ihre Befugnisse hinsichtlich der Gewährung von Beihilfen 
überschreiten, werden zur Verantwortung gezogen. Jeder Standortbeauftragte muß 
es sich zur Pflicht machen, mit der Betreuung auch erzieherische Maßnahmen zu 
verbinden (Einsatz in Nähstuben, Ausbesserung von Kleidung, Wäsche usw., An- 
halten zur Selbsthilfe). 


2a) Betreuung mit Kleidungsstücken 


Im Interesse einer individuellen Betreuung werden aus den vorhandenen Lager- 
beständen Bekleidungsstücke in besonders dringenden Fällen an Betreute ausgegeben. 
Neue Bekleidungsstücke dürfen nur gegen Abschnitte der Kleider- 
karte bzw. gegen Bezugscheine ausgegeben werden. Die Abschnitte und 
Bezugscheine sind allmonatlich bis zum ı0. eines jeden Monats von den Standort- 
beauftragten an die Distriktsbeauftragten für das WHW gegen Quittung abzuliefern. 
Die Distriksbeauftragten für das WHW sammeln die eingegangenen Abschnitte bzw. 
Bezugscheine. Über die weitere Bearbeitung erfolgt Sonderanweisung. 


3. Weihnachtsbetreuung 


Auch in diesem Jahre werden Volksweihnachtsfeiern veranstaltet. Die Beschaffung 
von Weihnachtsbäumen -für die Betreuten ist von den Distriktsbeauftragten recht- 
zeitigt in die Wege zu leiten.,Für die vom WHW betreuten Kinder werden wiederum 
Spielzeug und Gebäck zur Ausgabe gelangen. Die Hitler-Jugend wird in verstärktem 
Umfange an den Werkheimabenden und -nachmittagen Spielzeug, Näh- und Bastel- 
arbeiten anfertigen, das einen Ausgleich für die Einsparung der Spielwarenherstellung 
zugunsten der Rüstungsproduktion schaffen soll. Es ist beabsichtigt, durch den erhöhten 
Einsatz der Werkarbeit das Aufkommen an Spielzeug so zu steigern, daß nicht nur 
die vom WHW betreuten Kinder, sondern auch sämtliche Kinder von Soldaten 
betreut werden können. (Als Soldatenkinder rechnen die Kinder der der Wehrmacht, 
44, Polizei und OT. angehörenden sowie der zum Sonderdienst eingezogenen Personen). 
Es ist selbstverständlich, daß die Kinder von Gefallenen hierbei. voll berücksichtigt 
werden. 


VI. Unterstützungsanträge 
Betreutenkarteikarten. 


Um .der notwendigen Papierersparnis Rechnung zu tragen, sind neue Unter- 
stützungsanträge nur für solche Betreuten aufzunehmen, die erstmalig durch das 
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WHW betreut werden. Für den bisherigen Betreuungskreis behalten die: Unter- 
stützungsanträge des KWHW 1941/42 ihre Gültigkeit. Siesind lediglich zu überprüfen 
und zu berichtigen. Die hierbei sich ergebenden Änderungen sowie das Gutachten des 
WHW-Prüfers sind auf dem unbedruckten Teil der Rückseite des WHW-Antrages 
aufzutragen. Ein Durchstreichen der aus dem Vorjahre stammenden Angaben und 
Feststellungen darf auf keinen Fall erfolgen. Die Betreutenkarteikarten aus dem Vor- 
Jahre sind ebenfalls möglichst weiterzuführen. Die Leistungen des Vorjahres müssen 
jedoch von denen des diesjährigen WHW scharf abgegrenzt werden. 


VII. Prüfung der Anträge 
Zur Prüfung der WHW-Anträge sind Arbeitsgemeinschaften zu bilden, die 
aus dem WHW-Beauftragten, 
aus dem zuständigen Hoheitsträger der NSDAP, 
aus dem Beauftragten der Vomi, 
aus den Hilfsstellenleiterinnen und evtl., 
auch aus den Leiterinnen des Fraueneinsatzes 


bestehen. 


VII. WHW-Wertgutscheine x 

Die Betreuung wird auch weiterhin mit Wertgutscheinen des Winterhilfswerkes 
durchgeführt. 

‚Da die WHW-Wertgutscheine einen Geldwert darstellen, ist die Aufbewahrung 
derselben besonders sorgfältig vorzunehmen. Vor allem dürfen die Wertgutscheine 
und Bestände nur insoweit mit dem Dienstsiegel versehen werden, als sie zur heran- 
stehenden Ausgabe benötigt werden. Über die Verbuchung und Ausgabe der Wert- 
gutscheine sind in der Finanzdienstanweisung für das WHW 1942/43 Anweisungen 
gegeben worden. 

Insbesondere weise ich auf die ordnungsmäßige Führung des WHW-Wertschein- 
Nachweisbuches und auf die terminmäßige Einrichung der Originalblätter für den 
jeweiligen Monat hin. 

IX. Propagandarichtlinien für das Kriegs-Winterhilfswerk 1943/44 

Die Propaganda für das Kriegs-Winterhilfswerk 1943/44 ist nach den folgenden 

Richtlinien durchzuführen. Dabei sind zu berücksichtigen: 

A. die zentralen Propagandamaßnahmen für das gesamte Generalgouvernement, 

die vom Leiter der Hauptstelle Werbung und Schulung beim Beauftragten für 
das Kriegs--WHW im GG durchgeführt werden, 


B. Örtliche Propagandamaßnahmen und 
C. Höhepunkte des Kriegs-WHW. 


A. Zentrale Maßnahmen: 


ı. Zentral durchgeführt wird die Propaganda in Presse und Rundfunk. Es werden 
für die gesamte Dauer des WHW fortlaufend in der Presse Kurzartikel aus der 
WHW-Arbeit erscheinen. Je mehr Tatsachenmaterial die Presse aus der WHW- 
Arbeit zugeleitet erhält, desto stärker ist die WHW-Propaganda. Es sind deshalb 
Tatsachenmeldungen aus den Distrikten einzusenden. Diese Propaganda in der 
Presse wird ergänzt durch entsprechende Bildveröffentlichung sowie Veröffent- 
lichungen von Matern. R 


2. Im Rundfunk werden im Anschluß an den GG-Nachrichtendienst kurze Hin- 
weise über die Opfersonntage und Sammeltage kommen. Für die Vormittags- 
stunden sind ähnliche Veröffentlichungen wie in der Presse vorgesehen. (Auch 
hierzu wird laufend Material benötigt, dessen Einsendung die Standorte bzw. 
Distrikte zu veranlassen haben). 
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3. Einsatz von Diapositiven in den deutschen Lichtspieltheatern für die Opfer- 
sonntage. 


4. Einsatz von Diapositiven mit Schallplatten zu den Büchsensammlungen. 


5. Plakateinsatz ist vorgesehen. 


B. Örtliche Propagandamaßnahmen: 
Die örtlichen Propagandamaßnahmen bei der Vorbereitung und Durchführung 
von WHW-Veranstaltungen werden vom Distriktsbeauftragten für das WHW in 
Zusammenarbeit mit dem Hauptarbeitsgebiet Propaganda bei den Distriktstand- 
ortführungen und den Abteilungen Propaganda der Distriktschefs durchgeführt. 


1. Örtliche Veranstaltungen sind möglichst in Form von WHW-Konzerten, 

bunten Abenden, Theateraufführungen, Festaufführungen von Filmen durch- 
zuführen. 
Die Benutzung des Namens ‚„Wunschkonzert‘ ist untersagt. Die Durchführung 
einer WHW-Veranstaltung bzw. Veranstaltung zugunsten des WHW ist nur 
in Verbindung mit den zuständigen WHW-Beauftragten möglich. Es ergibt 
sich daraus, daß die Vorbereitung, also die Propaganda, nur in Verbindung 
mit den örtlichen WHW-Beauftragten und dem Propagandaleiter der Partei 
durchgeführt werden kann. Es ist selbstverständlich, daß diese Veranstaltungen 
eindeutig als WHW-Veranstaltungen propagiert werden müssen. Soweit er- 
forderlich, ist die Abt. Propaganda beim Distriktschef einzuschalten. 


\, ») 


2. Die Veranstaltungen müssen selbstverständlich eine künstlerische Höhe haben; 
vor allen Dingen müssen die Konzerte künstlerisch einwandfrei sein. Besonders 
in solchen Fällen ist Verbindung mit den zuständigen Stellen der Abteilung 
Propaganda des Distriktschefs aufzunehmen. Es soll damit auch vermieden 
werden, daß WHW-Veranstaltungen zur Durchführung kommen, die dem 
WHW-Beauftragten nicht gemeldet sind. Eine enge Zusammenarbeit der beiden 
Dienststellen ist auch hinsichtlich der Terminfestsetzung notwendig. 


Mit dem Hauptarbeitsgebiet Propaganda der NSDAP und der Hauptabteilung 
Propaganda der Regierung ist abgesprochen worden, daß die Propaganda, 
das Einladungswesen usw. sowie alles, was besonders für das Zustandekommen 5 
einer WHW-Veranstaltung ebenso wie ihre Durchführung entscheidend ist, 3 
durch die Propagandaabteilung im Distrikt im Einvernehmen mit dem örtlichen 7 
WHW-Beauftragten durchgeführt wird. Es soll dadurch verhindert werden, ® 
daß WHW-Veranstaltungen für Reklamezwecke einzelner Personen oder k 
Vereine ausgeschlachtet werden oder zweit- und drittklassige Künstler auf diese 2 
Weise mit „Großveranstaltungen“ an die Öffentlichkeit treten können. & 


© 
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4. Für den Einsatz der örtlichen Propaganda kann selbstverständlich die Presse 
eingespannt werden. Diese Meldungen sind über das Hauptarbeitsgebiet Presse E 
des Distriktes zu leiten. Der Einsatz von Diapositiven in deutschen Lichtspiel- & 
theatern ist ebenfalls möglich. Mit der Abteilung Rundfunk der Regierung ist r 
abgesprochen worden, daß der Einsatz von Lautsprecherwagen in besonderen 
Fällen möglich ist. Der Distriktsbeauftragte setzt sich in solchen Fällen mit der 
zuständigen Funkstelle des Chefs des Distriktes in Verbindung. 


C. Höhepunkte des Kriegs-Winterhilfswerkes: \ 
1. Es ist beabsichtigt, eine Großkundgebung durchzuführen, in der der Leiter 
des Arbeitsbereiches GG das Kriegs-WHW 1943/44 eröffnet und der Beauf- 
tragte für das Kriegs-Winterhilfswerk im GG den Rechenschaftsbericht gibt. 


2. Die gebietseigene Sammlung des Kriegs-WHW 1943/44 ist im Januar 1944. 
Hierzu ergehen rechtzeitig besondere Anweisungen. 
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Die vorstehenden Propagandarichilinien sind mit den beteiligten Stellen, dem 
Hauptarbeitsgebiet Propaganda der NSDAP. und der Hauptabteilung Propaganda 
der Regierung. durchgesprochen worden. 


Im Sinne dieser vom Leiter der Hauptstelle Werbung und Schulung im Auftrage 
des Beauftragten für das Kriegs-Winterhilfswerk im Generalgouvernement aufgestellten 
Richtlinien werden sowohl die Propagandaleiter der NSDAP. als auch die nachgeord-. 
neten Dienststellen der Hauptabteilung Propaganda der Regierung von der Haupt- 
abteilung Propaganda der Regierung und vom Hauptarbeitsgebiet Propaganda der 
NSDAP unterrichtet. / - % 

Nach jeder durchgeführten Büchsensammlung ist umgehend ein kurzer Erfahrungs- 
bericht sowohl über den Opfersonntag als auch den Büchsensammeltag einzureichen. 

Das KWHW hat in Anbetracht des Kampfes unseres Volkes um seine Freiheit 
eine besonders hohe Bedeutung erlangt. Ich erwarte, daß sich jeder Mitarbeiter über 
die ihm dadurch erwachsenden Pflichten im klaren ist und weiß, daß das Opfer der 
Volksgemeinschaft in der Zeit des Krieges besonders schwer wiegt. 


Betrifft: Kriegswinterhilfswerk 1943/44 


Das diesjährige Winterhilfswerk führt die Bezeichnung „Kriegswinterhilfswerk 


.1943/44-“ 


Es beginnt am ı. September 1943 und endet am 31. März 1944. 

Als Sammeltermine sind festgelegt worden: 

ı. Opfersonntage: 12. September 1943 

10. Oktober 1943 
7. November 1943 
5. Dezember 1943 
9. Januar 1944 
\ 20. Februar 1944 
12. März 1944 
2. Büchsensammlungen: 25/26. September 1943 
23/24. Oktober .1943 (DAF) 
20/21. November 1943 
18/19. Dezember 1943 
5/6. Februar 1944 
4/5. März 1944 
R 1/2. -April 1944 (DAF) 
Die zur Durchführung der einzelnen Büchsensammlungen zum Einsatz kom- 
menden Organisationen werden von Fall zu Fall bekanntgegeben. 

3. Die „Gebietseigene Sammlung“ kommt in Form einer Büchsensamm- 
lung am 22/23. Januar 1944 zur Durch- 
führung. 

4. Sammlung der Wehrmacht Esistein Sammeltag wie jeder andere 

N auch und läuft unter der Parole: 
„Soldaten sammeln für das WHW“. 
Die Sammlung findet am 18/19. März 
1944 statt. 
Die Bezeichnung „Tagder Wehrmacht“ 
ist nicht mehr anzuwenden. 
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Merksätze der NSDAP. für den Parteigenossen 
im Kriege 


Parteigenosse! 


Beweise dem Führer deine Treue durch die Tat. Im Kampf 
und im Schaffen sei mutig, zäh, selbstlos und verschwiegen. 
Mit festem Glauben, entschlossenem Willen und frohem Mut 
bist du in schweren Stunden dieser sroßen Zeit allen ein Vor- 
bild und manchen Halt und Stütze. 

Warte nicht immer erst auf große Gelegenheiten oder Befehle; 
überall stellt dir der Alltag Aufgaben. Pack an und hilf mit. 
In deiner Leistung laß dich von niemanden übertreffen, 

Sei einfach in der Lebensführung und vergiß nie, daß eine 
Idee nur durch die Menschen besteht, die sie vorleben. Denke 
stets an unsere soziale Forderung: „Gemeinnutz vor Eigen- 


. nutz!“ 


Gerüchten und Schwätzereien tritt mannhaft und energisch 
entgegen. An deiner Haltung müssen diese Kampfmittel des 
Gegners scheitern. 

Mit der Kritik fange bei dir selbst an. Das Recht zur Kritik 
erwirbt man durch eigene vorbildliche Leistung. 

In der Heimat kämpft die Frau genau so 'wie der Mann, Achte 
die arbeitende Frau, ehre die Mutter der Kinder und hilf der 
Jugend, den Trägern der Zukunft. 

Wahre deutsche Ehre und Art als höchstes Gut. Achte überall 
auf saubere Haltung gegenüber Fremdvölkischen und auf Ab- 
stand zu den Kriegsgefangenen. 

Den Opfern des Krieges erweise .deine Achtung durch die Tat 
und nicht allein durch das Wort. Nimm dich ihrer taktvoll 
und hilfsbereit an. 

Hasse jeden Feind deines Volkes mit der ganzen Leidenschaft 
deines Wesens; unterschätze ihn nicht, damit du ihm über- 
legen bleibst. 

Wir kämpfen um eine gerechte sozialistische Ordnung, um 
Freiheit und Brot. Das ist der heilige Schicksalskampf unseres 
Volkes für die kommenden Jahrhunderte. 

Wo du stehst, da muß die Gemeinschaft vom Widerstands- 
willen und Angriffsgeist getragen sein. 


Immer und überall diene dem Sieg! 


Bei Fliegeralarm sind sämtliche 
Dienststellen der NSDAP sofort zu besetzen 


